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 1 

Sowohl in Deutschland als auch auf EU-
Ebene stehen neue rechtliche Vorgaben für 
den Energieverbrauch von Gebäuden im 
Fokus öffentlicher und politischer Diskussi-
onen. Nach langer und intensiver öffentli-
cher Debatte sind zum 1. Januar 2024 die 
neuen Regelungen zu Heizungsvorgaben 
im Gebäudeenergiesetz (GEG) in Kraft ge-
treten. Auf EU-Ebene wurde zuletzt eine Ei-
nigung im Trilog zur Neuregelung der Ge-
bäudeeffizienzrichtlinie gefunden. Darin 
sind Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
zur Verbesserung der Mindeststandards für 
die Gesamtenergieeffizienz von Nichtwohn-
gebäuden und zur Senkung des durch-
schnittlichen Primärenergieverbrauchs von 
Wohngebäuden enthalten. 

Aus rechtlicher Sicht werden beide Regel-
werke im Kern mit Blick auf dieselbe 
grundlegende Frage diskutiert: Welches 
Maß an Pflichten darf Gebäudeeigentü-
mern zum Zwecke des Klimaschutzes und 
der Energieeffizienz auferlegt werden? 

Die Analyse anhand des verfassungsrechtli-
chen Maßstabs des Grundrechts auf Eigen-
tum nach Art. 14 Grundgesetz (GG) zeigt, 
dass Verpflichtungen der Gebäudeeigentü-
mer zu einem Austausch von Heizungen 
oder zur Sanierung von Gebäuden verfas-
sungsrechtlich möglich sind. Die Rege-
lungsintensität ist allerdings so weit abzu-
mildern, dass Gebäudeeigentümer nicht 
unzumutbar belastet werden. Wesentliche 
Stellschrauben sind hier vor allem Über-
gangsregelungen, die es Gebäudeeigentü-
mern ermöglichen, sich auf die zukünftige 
Rechtslage einzustellen. Zudem finanzielle 
Förderung, die Gebäudeeigentümern einen 
Teil der wirtschaftlichen Belastung ab-
nimmt, und Härtefallregelungen, die es Ge-
bäudeeigentümern ermöglichen, von den 
Pflichten des Gesetzes ausgenommen zu 
werden.  

Die Regelungen des neuen Gebäudeener-
giegesetzes entsprechen diesen Vorgaben. 
Die neuen EU-Regelungen zur Verbesse-
rung der Gebäudeeffizienz im Rahmen der 
Gebäudeeffizienzrichtlinie sind hingegen 
noch nicht in Kraft und müssen zudem 
noch in deutsches Recht umgesetzt wer-
den. Ursprünglich wurden von der EU-
Kommission Mindestanforderungen für 

einzelne Gebäude vorgeschlagen. Dieser 
Vorschlag wurde im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens im Bereich der Wohnge-
bäude auf pauschale Minderungswerte für 
den Primärenergieverbrauch im Gebäude-
sektor abgeschwächt. Eine Umsetzung als 
Pflicht zur Sanierung für Gebäudeeigentü-
mer ist damit möglich, aber nicht zwin-
gend.  

Sollten mit der Umsetzung der künftigen 
EU-Vorgaben Eingriffe in die Eigentumsga-
rantie verbunden sein, sind die deutschen 
Grundrechte der relevante Maßstab, auch 
wenn die Eingriffe zumindest teilweise auf 
EU-Recht gründen sollten. Beispielsweise 
wäre die Einführung einer Pflicht zum Er-
greifen von Effizienzmaßnahmen somit vor 
dem Hintergrund des Eigentumsrechts 
nach Art. 14 GG verhältnismäßig, wenn die 
wirtschaftliche Belastung des Eigentümers 
nicht unzumutbar ist. Eine Abmilderung 
dieser Belastung kann durch finanzielle 
Förderung, durch Spielräume bei der Wahl 
der Effizienzmaßnahmen, durch Über-
gangsregelungen und durch eine entspre-
chende Härtefallregelung erfolgen. 

Kernergebnisse 

▶ Die Vorgabe des Gebäudeenergiege-
setzes, mindestens 65 Prozent des 
Wärmebedarfs eines Gebäudes mit er-
neuerbaren Energien zu decken, ist mit 
der Eigentumsgarantie vereinbar.  

▶ Die aus dem künftigen EU-Recht fol-
genden Effizienzanforderungen für Ge-
bäude könnten verfassungsgemäß im 
Einklang mit den Vorgaben der Eigen-
tumsgarantie in deutsches Recht um-
gesetzt werden. 

▶ Auch wenn solche Verpflichtungen zur 
Verbesserung der Gebäudeeffizienz 
teilweise auf EU-Recht gründen, wären 
die deutschen und nicht die europäi-
schen Grundrechte der maßgebliche 
Prüfungsmaßstab. 

 

Zusammenfassung 
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Zeitlich parallel zueinander aber inhaltlich 
unabhängig entwickeln sich derzeit neue 
rechtliche Gebäudestandards im EU-Recht 
sowie im deutschen Recht. Auf EU-Ebene 
betrifft dies das Gesetzgebungsverfahren 
zur Neufassung der Gebäudeeffizienzricht-
linie (EPBD-E)1 (hierzu I. ). Daneben wurde 
in Deutschland bereits am 8. September 
2023 die Novelle des Gebäudeenergiege-
setzes (GEG)2 vom Bundestag beschlossen3 
und am 16. Oktober 2023 verkündet. Die Re-
gelungen sind zum 1. Januar 2024 in Kraft 
getreten (hierzu II. . 

I. Die Gebäudeeffizienzrichtlinie 

Im Rahmen des Trilogverfahrens war vor 
der Einigung vom 7. Dezember 2023 durch 
Rat und Parlament4 einer der Regelungs- 
und Diskussionsschwerpunkte die Einfüh-
rung und Ausgestaltung der durch die EU-
Kommission vorgeschlagenen energeti-
schen Mindestenergieeffizienzstandards für 
Gebäude (Minimum Energy Performance 
Standards, kurz: MEPS). Geregelt werden 
sollten diese in Art. 9 i. V. m. Art. 16 EPBD-E 

1. Das System der 
Mindestenergieeffizienzstandards nach 
dem Vorschlag der EU-Kommission 

Nach dem Vorschlag der EU-Kommission 
sollte zukünftig eine an die Mitgliedstaaten 
gerichtete Verpflichtung zur Einhaltung 
von Mindestenergieeffizienzstandards für 
Gebäude eingeführt werden. Die Mitglied-
staaten sollten dadurch verpflichtet 

 
1 COM(2021) 802 final vom 15.12.2021, Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neu-
fassung). 
2 Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert wor-
den ist. 
3 Ausschuss-Drs. 20(25)426; BT-Drs. 20/7619. 
4 EU-Kommission, Pressemitteilung vom 7.12.2023, 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/de-
tail/de/ip_23_6423.  

werden, den Gebäudebestand mit Blick auf 
die Energieeffizienz bis zu einem festgeleg-
ten Zeitpunkt zu verbessern. 

Konkret war nach dem Entwurf der EU-
Kommission in Art. 9 Abs. 1 EPBD-E vorge-
sehen, dass die Mitgliedstaaten gewährleis-
ten, dass Gebäude und Gebäudeteile, die 
sich im Eigentum öffentlicher Einrichtun-
gen befinden, sowie alle Nichtwohnge-
bäude und -gebäudeteile spätestens 

▶ nach dem 1. Januar 2027 mindestens die 
Gesamtenergieeffizienzklasse F erreichen 
und 

▶ nach dem 1. Januar 2030 mindestens die 
Gesamtenergieeffizienzklasse E errei-
chen; 

Wohngebäude und -gebäudeteile müssen 
spätestens 

▶ nach dem 1. Januar 2030 mindestens die 
Gesamtenergieeffizienzklasse F erreichen 
und 

▶ nach dem 1. Januar 2033 mindestens die 
Gesamtenergieeffizienzklasse E errei-
chen. 

2. Ergebnis der Einigung im EU-
Gesetzgebungsverfahren 

Zur Ausgestaltung der Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur Einführung von Min-
desteffizienzstandards nach Art. 9 EPBD-E, 
unterschieden sich die allgemeine Ausrich-
tung des Rates5 und die Position des Parla-
ments6 in einigen Punkten erheblich, 

5 Rat der Europäischen Union, 13280/22 vom 21.10.2022, 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden (Neufassung) – Allgemeine Ausrich-
tung, https://data.consilium.eu-
ropa.eu/doc/document/ST-13280-2022-INIT/de/pdf. 
6 Europäisches Parlament, A9-0033/2023 vom 
15.02.2023, Bericht über den Vorschlag für eine Richtli-
nie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufas-
sung), https://www.europarl.eu-
ropa.eu/doceo/document/A-9-2023-0033_DE.pdf. 

A. Überblick: Neue Gebäudestandards in 
Europa und Deutschland 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13280-2022-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13280-2022-INIT/de/pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0033_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0033_DE.pdf
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sowohl untereinander als auch im Ver-
gleich zum Vorschlag der EU-Kommission. 

Die allgemeine Ausrichtung des Rates 
wollte insgesamt zu einer geringeren Be-
deutung der Gesamtenergieeffizienzklas-
sen als die EU-Kommission übergehen und 
mehr Spielraum zur Ausgestaltung bei den 
Mitgliedstaaten belassen. Der Rat sah bei 
der Festlegung der nationalen Pfade für 
Wohngebäude bis 2033 das Erreichen der 
Gesamtenergieeffizienzklasse D vor, aller-
dings bezogen auf den durchschnittlichen 
Primärenergieverbrauch des gesamten 
Wohngebäudebestands. Dies lässt vermu-
ten, dass Anknüpfungspunkt der Mindes-
tenergieeffizienzstandards dann nicht das 
Einzelgebäude sondern der Gebäudebe-
stand im Ganzen wäre. 

EU-Kommission und Parlament sahen die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Errei-
chung bestimmter Gesamtenergieeffizienz-
klassen sowohl für Wohngebäude als auch 
für Nichtwohngebäude zu festgelegten 
Zeitpunkten (im Jahr 2030 und 2033) vor – 
Ausnahmen sind für bestimmte Fälle mög-
lich. Die Parlamentsposition war die im Ver-
gleich der Positionen „strengste“ Regelung, 
da sie vorsah, dass Wohngebäude bis zum 
Jahr 2033 sogar die Gesamtenergieeffi-
zienzklasse D und sonstigen Gebäude bis 
zum Jahr 2030 die Gesamtenergieeffizienz-
klasse E erreichen müssen. 

Die Einigung vom 7. Dezember 2023 sieht 
nun bezüglich Wohngebäuden vor, dass je-
der Mitgliedstaat einen eigenen nationalen 
Zielpfad festlegt, um den durchschnittli-
chen Primärenergieverbrauch von Wohn-
gebäuden bis 2030 um 16 Prozent und bis 
2035 um 20 bis 22 Prozent zu senken. Um 
nationale Gegebenheiten zu berücksichti-
gen, können die Mitgliedstaaten dann 
selbst entscheiden, auf welche Gebäude 
sich ihre Pläne beziehen und welche Maß-
nahmen sie ergreifen. Die nationalen Maß-
nahmen müssen allerdings sicherstellen, 
dass mindestens 55 Prozent der Senkung 
des durchschnittlichen Primärenergiever-
brauchs durch die Renovierung von Gebäu-
den mit der schlechtesten Energieeffizienz 
erzielt wird. Eine Pflicht für die einzelnen 
Gebäudeeigentümer, eine bestimmte Ener-
gieeffizienzklasse zu erreichen, ist damit, 

 
7 EU-Kommission, Pressemitteilung vom 7.12.2023, 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/de-
tail/de/ip_23_6423. 

anders als von der EU-Kommission vorge-
schlagen, EU-rechtlich nicht zwingend vor-
gesehen. 

Für Nichtwohngebäude ist eine schritt-
weise Verbesserung durch Mindeststan-
dards für die Gesamtenergieeffizienz vorge-
sehen. So ist das Ziel, dass bis 2030 die 
16 Prozent der Gebäude mit der schlechtes-
ten Energieeffizienz und bis 2033 die 
26 Prozent der Gebäude mit der geringsten 
Energieeffizienz renoviert werden7. 

II. Das Gebäudeenergiegesetz 

Das Gebäudeenergiegesetzes sieht in § 71 
GEG die Pflicht vor, dass alle neuen Heizun-
gen, die zum Zweck der Inbetriebnahme in 
einem Gebäude eingebaut oder aufgestellt 
werden, mindestens 65 Prozent der mit der 
Anlage bereitgestellten Wärme mit erneu-
erbaren Energien oder unvermeidbarer Ab-
wärme erzeugen. Die Gebäudeeigentümer 
können hierbei wählen, mit welcher Hei-
zungsanlage diese Vorgabe erfüllt wird. 

Diese Regel ist nach intensiven Diskussio-
nen in der Öffentlichkeit und innerhalb der 
Regierungskoalition im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens einigen Änderungen 
unterworfen worden, etwa mit Blick auf die 
zeitliche Staffelung der Pflicht und der 
Frage, unter welchen Bedingungen die 
Verpflichtung greift. Dabei wurde in be-
stimmten Fällen auch eine Verknüpfung 
mit der kommunalen Wärmeplanung ge-
schaffen. 

§ 71 Abs. 8 GEG sieht nun vor, dass die 65-
Prozent-Vorgabe aus § 71 Abs. 1 GEG für Ge-
bäudeeigentümer wie folgt Anwendung 
findet: 

▶ Mit Ablauf des 30. Juni 2026 in einem Ge-
biet, in dem zum 1. Januar 2024 mehr als 
100.000 Einwohner gemeldet sind. 

▶ Mit Ablauf des 30. Juni 2028 in einem Ge-
biet, in dem zum 1. Januar 2024 100.000 
Einwohner oder weniger gemeldet sind. 

▶ In einem Gebiet, in dem unter Berück-
sichtigung eines Wärmeplans, der auf 
der Grundlage einer bundesgesetzlichen 
Regelung zur Wärmeplanung erstellt 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
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wurde, eine Entscheidung über die Aus-
weisung als Gebiet zum Neu- oder Aus-
bau eines Wärmenetzes oder als Wasser-
stoffnetzausbaugebiet getroffen wurde, 
einen Monat nach Bekanntgabe dieser 
Entscheidung. 

Liegt keiner dieser Fälle vor, so können 
grundsätzlich auch neue Öl- und Gashei-
zungen eingebaut werden. Für diese gelten 
dann aber die Regelungen (direkt ab dem 
1. Januar 2024) des § 71 Abs. 9 GEG: Bei Ein-
bau einer Heizungsanlage, mit flüssigen 
oder gasförmigen Brennstoff nach Ablauf 
des 31. Dezember 2023 muss  

▶ ab 2029 min. 15 Prozent,  

▶ ab 2035 min. 30 Prozent,  

▶ ab 2040 min. 60 Prozent der bereitge-
stellten Wärme aus Biomasse, grünem 
oder blauem Wasserstoff, einschließlich 
daraus hergestellter Derivate, erzeugt 
werden. 

Zudem sind Übergangsfristen für die Fälle 
der Heizungshavarie und den Anschluss an 
ein Wärmenetz und auch für andere Fälle 
(Etagenheizungen usw.) vorgesehen 
(§§ 71i ff. GEG). 

Mit Blick auf die neuen Anforderungen des 
Gebäudeenergiegesetzes wurde auch das 
Förderprogramm Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude (BEG)8 neu aufgesetzt. 
Hierdurch können Gebäudeeigentümer 
nun eine Förderung für den erforderlichen 
Heizungsaustausch erhalten. Unterschie-
den wird bei der Förderhöhe nach drei 
Hauptaspekten: 

▶ 30 Prozent Grundförderung: Bei Tausch 
einer alten fossilen gegen neue klima-
freundliche Heizung; 

▶ 30 Prozent Einkommensbonus: Bei Ein-
kommen unter 40.000 €; 

▶ 20 Prozent Klima-Geschwindigkeitsbo-
nus: bei Heizungsaustausch ohne Pflicht 
(schmilzt zeitlich bedingt ab: drei Pro-
zentpunkte alle zwei Jahre). 

Eine kumulative Inanspruchnahme aller 
Fördertöpfe soll möglich sein. Allerdings ist 
bei Inanspruchnahme aller Förderungen 
eine Deckelung auf 70 Prozent vorgesehen. 

 
8 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente 

Zudem sollen sich die maximal förderfähi-
gen Investitionskosten beim Heizungs-
tausch im Einfamilienhaus auf 30.000 € be-
laufen. In Mehrparteienhäuser dann gestaf-
felt nach Anzahl der Wohneinheiten. 

Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM) vom 21. De-
zember 2023, BAnz AT 29.12.2023 B1. 
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Das nunmehr beschlossene Gebäudeener-
giegesetz enthält in §§ 71 ff. GEG einen Un-
terabschnitt zu Anforderungen an Hei-
zungsanlagen ab dem 1. Januar 2024. Die 
Ausgangsbestimmung in § 71 Abs. 1 S. 1 GEG 
hat folgenden Wortlaut: 

„Eine Heizungsanlage darf zum Zweck der 
Inbetriebnahme in einem Gebäude nur ein-
gebaut oder aufgestellt werden, wenn sie 
mindestens 65 Prozent der mit der Anlage 
bereitgestellten Wärme mit erneuerbaren 
Energien oder unvermeidbarer Abwärme 
(…) erzeugt.“ 

Ausgehend von dieser Bestimmung kon-
kretisieren die §§ 71 ff. GEG die Erreichung 
der 65-Prozent-Vorgabe durch spezifische 
Vorgaben für Gebäudeeigentümer. Die spe-
zifischen Vorgaben betreffen insbesondere 
die Frage, welche Voraussetzungen bei be-
stimmten Arten des Heizens für die Errei-
chung der 65-Prozent-Vorgabe erfüllt wer-
den müssen (§§ 71b ff. GEG) und wann eine 
Heizungsanlage ausgetauscht werden 
muss (§§ 71i ff. GEG). Letztlich enthalten die 
§§ 71 ff. GEG eine Pflicht für Gebäudeeigen-
tümer an ihrem Gebäude zu einem be-
stimmten Zeitpunkt eine Modernisierungs-
maßnahme durchzuführen9, wobei diese 
Maßnahme jedenfalls den Austausch der 
Heizungsanlage beinhaltet. 

Die Vorgaben in §§ 71 ff. GEG müssen indes 
so ausgestaltet sein, dass sie in Einklang 
mit den Grundrechten und insbesondere 
mit der Eigentumsgarantie des Grundge-
setzes (GG)10 stehen (Art. 14 GG). Dabei 
spielt vor allem eine zentrale Rolle, wann 

 
9 Modernisierungsmaßnahme ist im Folgenden nur 
eine Umschreibung für den Heizungsaustausch und 
sonstige Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der 65-Prozent-Vorgabe nach §§ 71 ff. GEG 
stehen, und ist nicht deckungsgleich mit dem Begriff 
aus § 555b BGB. 
10 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 

die Pflichten des Gebäudeenergiegesetzes 
eingreifen, welche Übergangs- und Härte-
fallregelungen vorgesehen sind sowie in-
wieweit die wirtschaftliche Belastung 
durch eine Förderung kompensiert wird. 

I. Schutzbereich der 
Eigentumsgarantie 

Der (sachliche) Schutzbereich der Eigen-
tumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG ist – so 
die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts (BVerfG) – durch die Pri-
vatnützigkeit des Eigentums und die 
grundsätzliche Verfügungsbefugnis des Ei-
gentümers gekennzeichnet11. Die Eigen-
tumsgarantie sichert dem Einzelnen einen 
vermögensrechtlichen Freiraum und 
schafft damit die Grundlage für eine eigen-
verantwortliche Lebensgestaltung 12. Sie 
schützt grundsätzlich die Entscheidung 
des Einzelnen über die Nutzung des Eigen-
tumsgegenstands13, wobei zu der Nut-
zungsbefugnis im Rahmen der Gesetze das 
Recht zum Bebauen (positive Baufreiheit) 
als auch zum Nichtbebauen des Grund-
stücks gehört (negative Baufreiheit) 14. Die 
Baufreiheit umfasst auch das Recht zum 
Einbauen bzw. Nichteinbauen von Gegen-
ständen in ein Gebäude. Da die konkreten 
Befugnisse des Einzelnen sich dabei nach 
einer Zusammenschau aller in diesem Zeit-
punkt geltenden eigentumsrechtlichen 
Vorschriften bestimmen, wird der „Inhalt“ 
des Eigentums durch den einfachen Ge-
setzgeber auf der Ebene des einfachen 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2478) geändert worden ist. 
11 BVerfGE 97, 17 (35); 104, 1 (8 f.). 
12 BVerfGE 53, 270 (290); 97, 350 (371). 
13 BVerfGE 98, 17 (35). 
14 BVerfGE 35, 263 (276); für die negative Baufreiheit 
BVerwG NVwZ-RR 1998, 543 (543); OVG NRW, Urt. v. 
18.12.2008, 10 D 104/06.NE, Rn. 106. 

B. Vereinbarkeit der 65-Prozent-Vorgabe des 
Gebäudeenergiegesetzes mit der 
Eigentumsgarantie 
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Rechts begründet und ausgeformt („norm-
geprägtes Grundrecht“)15. 

Der Schutzbereich der Eigentumsgarantie 
ist hier eröffnet, weil Gebäudeeigentümer 
durch die Anforderungen an Heizungsanla-
gen ihr Grundstück entsprechend der 65-
Prozent-Vorgabe bebauen und nutzen 
müssen16. 

II. Modernisierungsmaßnahmen als 
Inhalts- und Schrankenbestimmung 
des Eigentums 

Die Eigentumsgarantie kann durch Inhalts- 
und Schrankenbestimmung näher ausge-
formt (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG) oder durch Ent-
eignung (Art. 14 Abs. 3 GG) beschränkt wer-
den17. Eine Inhalts- und Schrankenbestim-
mung ist die abstrakt-generelle Festlegung 
von Rechten und Pflichten des Eigentü-
mers.18 Eine Enteignung zielt demgegen-
über auf die vollständige oder teilweise 
Entziehung konkreter Rechtspositionen per 
Gesetz (Legalenteignung) oder per behörd-
lichem Vollzugsakt (Administrativenteig-
nung), um bestimmte öffentliche Aufgaben 
zu erfüllen19. Da diese eigentumsrechtli-
chen Regelungen jeweils eigenständige 
Rechtsinstitute mit unterschiedlichen Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen für die verfas-
sungsrechtliche Rechtfertigung sind, be-
darf es einer sorgfältigen Abgrenzung20. 

Die Anforderungen an Heizungsanlagen in 
§§ 71 ff. GEG zielen nicht darauf ab, dem Ge-
bäudeeigentümer durch Hoheitsakt kon-
krete Rechtspositionen zu entziehen. Viel-
mehr legen sie nur abstrakt-generell Pflich-
ten fest, die bei Heizungsanlagen für die Er-
reichung der 65-Prozent-Vorgabe zu erfül-
len sind. Die Pflichten betreffen vor allem 
die Frage, mit welcher Art von 

 
15 BVerfGE 68, 300 (330, 336). 
16 Im Ergebnis wie hier Heinicke, KlimaRZ 2024, Das 
„Heizungsgesetz“ – Die Novelle des Gebäudeenergie-
gesetzes unter dem Blickwinkel von Art. 14 GG, 3 (8); 
ebenso schon beim Ölheizungsverbot Wiss. Dienst des 
Bundestages, Die Vereinbarkeit eines Verbots von Öl-
heizungen mit dem Grundgesetz, WD 3-3000-100/13, 
S. 6. 
17 Treffender dürfte es bei einer Institutsgarantie sein, 
von einer Beschränkung statt von einem Eingriff zu 
sprechen. Die Eigentumsgarantie konstituiert sich 
nämlich aus der Gesamtheit der eigentumsrechtlichen 
Vorschriften. Die Frage ist verfassungsrechtlich daher, 
ob die betreffende Vorschrift eine konkrete 

Heizungsanlage der Gebäudeeigentümer 
die 65-Prozent-Vorgabe erfüllen kann und 
wann ein Heizungsaustausch für den Ge-
bäudeeigentümer notwendig wird. Die 
Rechtspositionen des Gebäudeeigentü-
mers werden damit durch den Gesetzgeber 
insoweit neu ausgeformt. Die 65-Prozent-
Vorgabe ist somit eine Inhalts- und Schran-
kenbestimmung des Eigentums und keine 
Enteignung. 

Da die Eigentumsgarantie nicht schranken-
los ist, muss eine Inhalts- und Schranken-
bestimmung aber ihrerseits wiederum ver-
fassungsrechtlichen Maßstäben entspre-
chen. Die verfassungsrechtlichen Maßstäbe 
setzen in Bezug auf die materielle Verfas-
sungsmäßigkeit des Gesetzes in erster Linie 
die Verhältnismäßigkeit der Inhalts- und 
Schrankenbestimmung voraus. Die Inhalts- 
und Schrankenbestimmung ist nur dann 
verhältnismäßig, wenn sie einen legitimen 
Zweck verfolgt, zu dessen Wahrung geeig-
net und erforderlich ist sowie den Betroffe-
nen im Hinblick auf die Sozialbindung des 
Eigentums nach Art. 14 Abs. 2 GG nicht un-
zumutbar belastet21. 

1. Legitimer Zweck 

Die 65-Prozent-Vorgabe für Heizungsanla-
gen dient der Dekarbonisierung im Wär-
mebereich. Im Wärmebereich wird 80 Pro-
zent der Wärmenachfrage durch die Ver-
brennung fossiler Energieträger gedeckt, 
wobei die rund 41 Millionen Haushalte in 
Deutschland zu knapp 50 Prozent mit Erd-
gas und zu knapp 25 Prozent mit Heizöl 
heizen22. Da die 65-Prozent-Vorgabe für 
Heizungsanlagen mittelfristig die Verbren-
nung fossiler Energieträger im Gebäudebe-
reich reduzieren soll, ist es eine Maßnahme 

Ausformung dieser Gesamtheit sein darf, nicht aber ob 
die Vorschrift in die Eigentumsgarantie eingreift.  
18 BVerfGE 58, 300 (330). 
19 BVerfGE 58, 300 (330 f.); 100, 226 (240). 
20 BVerfGE 58, 300 (331). 
21 Vgl. BVerfGE 100, 226 (242); 130, 151 (195). Die Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit im Rahmen der Eigentumsga-
rantie ist im Einzelnen dogmatisch umstritten, vgl. nä-
her nur Depenheuer/Froese in: v. Man-
goldt/Klein/Starck, GG Kommentar, Band 1, 7. Aufl., 
Art. 14, Rn. 230 f. 
22 BT-Drs. 20/6875, S. 1. 
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des Klimaschutzes23. Neben diesem Haupt-
zweck dient das Gesetz auch explizit dazu, 
die Abhängigkeit von fossilen Energieträ-
gern zu reduzieren24, sowie – implizit – 
dazu, den EE-Anteil am Bruttoendenergie-
verbrauch zu erhöhen. 

Klimaschutz ist wiederum ein legitimer 
Zweck, weil – so das BVerfG – die Grund-
rechte den Gesetzgeber zur Herstellung 
von Klimaneutralität verpflichten25 und weil 
Klimaschutz im Mehrebenensystem auf 
verschiedenen Ebenen völker- und europa-
rechtlich verankert ist. Auf nationaler 
Ebene ist der Klimaschutz nicht nur verfas-
sungsrechtlich als Teil der Staatszielbestim-
mung in Art. 20a GG ausgeformt, sondern 
auch einfachgesetzlich als Teil des Bundes-
Klimaschutzgesetzes (KSG)26 in nationale 
Klimaschutzziele überführt worden. § 3 
Abs. 1 KSG enthält dabei die Vorgabe, dass 
die Treibhausgasemissionen 

„im Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise 
wie folgt gemindert [werden]:  

1. bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Pro-
zent,  

2. bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 
Prozent“. 

Bis zum Jahr 2045 soll schließlich Netto-
Treibhausgasneutralität in Deutschland er-
reicht werden (§ 3 Abs. 2 S. 1 KSG). All diese 
Verankerungen im Mehrebenensystem be-
ruhen letztlich auf dem Pariser Klima-
schutzübereinkommen27, welches in 
Deutschland den Rang eines einfachen 
Bundesgesetzes hat. 

 
23 BT-Drs, 20/6875, S. 106 f. 
24 BT-Drs, 20/6875, S. 106. 
25 BVerfGE 157, 30 (135). 
26 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2513), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
August 2021 (BGBl. I S. 3905) geändert worden ist: 
27 Siehe Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates v. 05:10:2016 
über den Abschluss des im Rahmen des Rahmen-
übereinkommens der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen geschlossenen Übereinkommens von Pa-
ris im Namen der Europäischen Union, ABl. EU Nr. L 
282/4 v. 19.10.2016, S. 1 ff. 
28 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 18.10.2023 zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 

Die Steigerung des Erneuerbare-Energien-
Anteils (EE-Anteil) am Bruttoendenergie-
verbrauch ist auch ein legitimer Zweck, da 
in der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EE-
RL)28 ein unionsweiter EE-Anteil im Jahr 
2030 von mindestens 45 Prozent ange-
strebt wird (Art. 3 Abs. 1 S. 1 EE-RL). Konkre-
tisierend durch die Governance-Verord-
nung29 wird die Steigerung des EE-Anteils 
in Deutschland in einem integrierten natio-
nalen Energie- und Klimaplan (NECP) – ge-
rade auch für den Wärmebereich – ge-
plant30 und gesetzlich für den Strombereich 
im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 
2023)31 in § 4 EEG 2023 sowie für den Wär-
mebereich in ebenjenen §§ 71 ff. GEG be-
gleitet. 

Die 65-Prozent-Vorgabe für Heizungsanlagen 
dient somit legitimen Zwecken.  

2. Geeignetheit und Erforderlichkeit 

Die 65-Prozent-Vorgabe ist geeignet, wenn 
ihr legitimer Zweck zumindest gefördert 
wird32. Dabei hat der Gesetzgeber für den 
verfolgten Zweck und für die Beurteilung 
dessen, was er zur Verwirklichung dieses 
Zwecks geeignet und erforderlich halten 
darf, einen weiten Einschätzungs- und 
Prognosespielraum33. Installierte Heizun-
gen können in der Regel mehrere Jahr-
zehnte lang beständig Wärme bereitstel-
len. Fossile Energieträger im Gebäudebe-
reich werden folglich noch für eine nicht 
unerhebliche Zeit verwendet. Die 65-Pro-
zent-Vorgabe wird die Verbrennung fossiler 
Energieträger im Gebäudebereich mittel-
fristig reduzieren. Da erneuerbare Energien 
mittelfristig an die Stelle der fossilen Ener-
gieträger treten sollen, dürften damit Treib-
hausgasemissionen verringert werden. 

2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf 
die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
ABl. EU Nr: L v. 31.10.2023. 
29 Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11.12.2018 über das Gover-
nance-System für die Energieunion und für den Klima-
schutz, ABl. EU Nr. L 328/1 v. 21.12.2018. 
30 BMWi, Integrierter Nationaler Energie- und Klima-
plan, S. 47 f. 
31 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. 
I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist. 
32 BVerfGE 110, 226 (262). 
33 BVerfGE 110, 141 (157). 
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Wenngleich die Gesetzesbegründung eine 
konkrete Zahl schuldig bleibt34, in welchem 
Umfang Treibhausgasemissionen verrin-
gert werden, dürfte die 65-Prozent-Vorgabe 
einen Beitrag zur Verringerung der Treib-
hausgasemissionen leisten. Unter dieser 
Prämisse kann die 65-Prozent-Vorgabe 
nicht nur als ein Beitrag zur Steigerung des 
EE-Anteils am Bruttoendenergieverbrauch, 
sondern auch als Beitrag zum Klimaschutz 
angesehen werden. Da die legitimen Zwe-
cke des Gesetzes durch die 65-Prozent-Vor-
gabe gefördert werden, ist die Vorgabe zur 
Zielerreichung geeignet. 

Die 65-Prozent-Vorgabe ist erforderlich, 
wenn zur Erreichung des legitimen Zwecks 
kein gleich geeignetes, gleich effektives 
milderes Mittel zur Verfügung steht35. Als 
milderes Mittel kämen hier vor allem För-
derprogramme in Betracht, die finanzielle 
Anreize beim Kauf einer neuen Heizungs-
anlage setzen. Zu solchen Förderprogram-
men zählte das Programm „Heizen mit Er-
neuerbaren Energien“ bis zum Programm-
ende am 31. Dezember 2020 und zählt nun-
mehr – als Nachfolger – die Bundesförde-
rung für effiziente Gebäude. Diese besteht, 
unter anderem, aus den Teilprogrammen 
Einzelmaßnahmen und Klimafreundlicher 
Neubau. Während das Teilprogramm Ein-
zelmaßnahmen bei Bestandsgebäuden ins-
besondere den Heizungsaustausch und die 
Heizungsoptimierung mit einem Förder-
satz von bis zu maximal 40 Prozent bezu-
schusst, richtet sich das Teilprogramm Kli-
mafreundlicher Neubau an Neubauten und 
fördert Gebäude, die unter anderem nicht 
mit Öl, Gas oder Biomasse beheizt wer-
den36. 

Obwohl die Förderprogramme bereits seit 
einigen Jahren angeboten werden, ist der 
Anteil der erneuerbaren Energien im Wär-
mebereich weiterhin überschaubar. Aus-
weislich der Gesetzesbegründung beträgt 

 
34 Konkrete Zahlen liefert allerdings das Papier von 
Braungardt/Bürger/Steinbach/Popovski, Abschätzung 
der Minderungswirkung der 65-Prozent-Anforderung 
im GEG-Entwurf, S. 4, das nach drei Szenarien und ei-
nem „Worst-case“ unterscheidet. Abhängig davon, wel-
chen Sachverhalt man zugrunde legt, beträgt die CO2-
Einsparung durch das Gebäudeenergiegesetz bis zum 
2030 im besten Fall kumuliert 48,7 Mio. t und im 
schlechtesten Fall kumuliert 10,8 Mio. t. 
35 BVerfGE 120, 274 (321). 
36 Siehe hierzu die Übersichten für EM unter 
https://www.energiewechsel.de/KAENEF/Redak-
tion/DE/Dossier/beg.html sowie für KfN unter 

ihr Anteil im Haushaltsbereich nur ca. 25 
Prozent, wobei Fernwärme ca. 14 Prozent, 
Stromdirektheizungen und Wärmepumpen 
jeweils ca. drei Prozent und Feuerungsanla-
gen für feste Brennstoffe – wie z.B. Bio-
masse – ca. sechs Prozent ausmachen37. Da 
im Jahr 2021 neu installierte Heizungen zu 
70 Prozent Gasheizungen waren, ist auch 
nicht in naher Zukunft mit einer Trendum-
kehr zu rechnen, zumal – Stand heute – die 
Gaspreise immer noch niedriger sind als die 
Strompreise. Die Förderprogramme schei-
nen daher jedenfalls im Haushaltsbereich 
keine (ausreichenden) Anreize für die Erhö-
hung des Anteils der erneuerbaren Ener-
gien zu bieten. 

Begegnen könnte man diesen fehlenden 
Anreizen möglicherweise mit einer Erhö-
hung der Fördersätze. Die Bundesregie-
rung novellierte erst kürzlich das Fördersys-
tem ab 2024 (siehe Abschnitt A. II. ). 

Da bei dem Gebäudeeigentümer aber – 
auch bei kürzlichen Novellierung des För-
dersystems – durch einen gewissen Eigen-
anteil nicht unerhebliche Kosten verblei-
ben, ist unklar, ob die Förderung allein tat-
sächlich zu einer signifikanten Steigerung 
des EE-Anteils im Wärmebereich führen 
kann. Zudem werden mit einer Förderung 
tendenziell diejenigen Gebäudeeigentümer 
angesprochen, die einer energetischen Sa-
nierung ohnehin aufgeschlossen gegen-
überstehen. Eine Förderung kann somit zu-
mindest nicht als gleich wirksames Mittel 
im Vergleich zu einer Verpflichtung ange-
sehen werden38. Zugleich dürfte in einer 
immer weiteren Erhöhung der Fördersätze 
auch ein immer größerer staatlicher Kon-
flikt gegen die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit liegen, die bei der 
Aufstellung und Ausführung des Haushalts-
plans beachtet werden müssen (Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG, § 6 Abs. 1 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Klimafreundli-
cher-Neubau/index.html.  
37 BT-Drs, 20/6875, S. 1. 
38 Vgl. mit Blick auf die Einführung einer Photovoltaik-
Pflicht: Palacios et al., Photovoltaik-Pflicht mit Ver-
pachtungskataster: Optionen zur Gestaltung einer 
bundesweiten Pflicht zur Installation und zum Betrieb 
neuer Photovoltaikanlagen, S. 46; Pöter/Gemmer, Eine 
allgemeine Ausstattungspflicht von Gebäuden mit 
Photovoltaikanlagen in Baden-Württemberg?, IR 2019, 
S. 98 (100). 

https://www.energiewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/Dossier/beg.html
https://www.energiewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/Dossier/beg.html
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Klimafreundlicher-Neubau/index.html
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Klimafreundlicher-Neubau/index.html
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Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)39, § 7 
Abs. 1 Bundeshaushaltsordnung (BHO)40. 

Diese Unklarheiten gehen aber nicht zulasten 
des Gesetzgebers. Als Ausdruck der Gewal-
tenteilung überprüfen die staatlichen Ge-
richte im Rahmen der Geeignetheit und Er-
forderlichkeit nur, ob das eingesetzte Mittel 
schlechthin untauglich ist41. Solange nicht 
eindeutig erwiesen ist, dass der Gesetzgeber 
unrichtige tatsächliche Annahmen getroffen 
hat, besteht insoweit eine Einschätzungs-
prärogative des Gesetzgebers42. Da hier gänz-
lich unklar ist, ob die Erhöhung der Förde-
rung für die Zweckerreichung ein gleich ge-
eignetes, gleich effektives milderes Mittel 
wäre, und darüber hinaus andere gleich ge-
eignete, gleich effektive mildere Mittel nicht 
in Betracht kommen, dürfte die gesetzliche 
Fixierung der 65-Prozent-Vorgabe in §§ 71 ff. 
GEG für die Zweckerreichung nicht schlecht-
hin untauglich sein. Dahingehend ist die 65-
Prozent-Vorgabe für die Erreichung der ge-
nannten Zwecke auch erforderlich.  

3. Verhältnismäßigkeit 

Die 65-Prozent-Vorgabe muss auch die 
Grenze des eigentumsrechtlich Zumutba-
ren wahren. Der Gesetzgeber muss im Rah-
men der Zumutbarkeit sowohl der Pri-
vatnützigkeit des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 
S. 1 GG) als auch der Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG) Rechnung 
tragen43. Dabei obliegt ihm, die schutzwür-
digen Interessen der Beteiligten – Pri-
vatnützigkeit einerseits und Sozialpflichtig-
keit andererseits – in einen gerechten Aus-
gleich und ein ausgewogenes Verhältnis zu 
bringen44. Maß und Umfang der Zumutbar-
keit sind dabei davon abhängig, ob und 

 
39 Haushaltsgrundsätzegesetz vom 19. August 1969 
(BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122) geändert wor-
den ist. 
40 Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 
(BGBl. I S. 1284), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 1. Juli 2022 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist. 
41 BVerfGE 71, 206 (215). 
42 BVerfGE 71, 206 (215). 
43 BVerfGE 102, 1 (17). 
44 BVerfGE 87, 114 (138). 
45 BVerfGE 52, 1 (32). 
46 BVerfGE 21, 73 (83). 
47 Ebenso Sellmann, Die eigentumsrechtliche Inhalts- 
und Schrankenbestimmung – 

inwieweit der Eigentumsgegenstand in ei-
nem sozialen Bezug und in einer sozialen 
Funktion steht45. 

a) Maßstäbe für die Zumutbarkeit 

Die Sozialbindung des Eigentums ist damit 
eine Richtschnur für die Gestaltung der Ei-
gentumsgarantie, ohne dass dabei den in-
dividuellen Interessen des Eigentümers ein 
unbedingter Vorrang gegenüber den Inte-
ressen der Allgemeinheit eingeräumt 
wird46. Den Interessen der Allgemeinheit 
können Belange des Klimaschutzes zuge-
ordnet werden, weil der Staat in Verantwor-
tung für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen schützen 
muss (Art. 20a GG)47. Eigentumsgegen-
stände mit einer besonderen Bedeutung 
für den Klimaschutz unterliegen somit ei-
ner erhöhten Sozialbindung48. Die Sozial-
bindung des Eigentums erlaubt auch die 
Auferlegung von Handlungspflichten49. All-
gemein dürfte die Auferlegung von positi-
ven Handlungspflichten in Form von Mo-
dernisierungs- und Verbesserungsmaßnah-
men aber schneller die Grenze der Zumut-
barkeit erreichen und damit einen geringe-
ren Spielraum des Gesetzgebers begrün-
den, als die Statuierung von negativen 
Handlungspflichten bzw. Unterlassungs-
pflichten zur Konservierung eines be-
stimmten Zustands50. 

Grundstücke als Eigentumsgegenstand 
werfen ein besonderes Spannungsverhält-
nis zwischen Privatnützigkeit und Sozial-
bindung auf. Einerseits stehen sie in einer 
besonderen Weise in einem sozialen Bezug 
und in einer sozialen Funktion, weil sie als 
unvermehrbare und unentbehrliche Ge-
genstände nicht den beweglichen Sachen 
gleichgesetzt werden können51. 

Entwicklungstendenzen, NVwZ 2003, S. 1417 (1419); nä-
her zu der Herleitung des Klimaschutzes als verfas-
sungsrechtlicher Schutzauftrag Halbig/Antoni, Das 
Wirtschaftlichkeitsgebot im Gebäude-Energieeffizienz-
recht – Rechtliche Spielräume und Grenzen für den na-
tionalen Gesetzgeber, EnWZ 2018, S. 259 (261). 
48 Vgl. Sellmann, Die eigentumsrechtliche Inhalts- und 
Schrankenbestimmung – Entwicklungstendenzen, 
NVwZ 2003, S. 1417 (1420). 
49 BVerfGE 132, 99 (119 f.). 
50 Andres, Die Haftung des Grundstückseigentümers 
für die Sanierung schädlicher Bodenveränderungen 
und Altlasten, S. 298. 
51 BVerfGE 21, 73 (82 f.). 
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Andererseits kommt Grundbesitz nicht nur 
als Ort der Privatheit eine besondere Be-
deutung für die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit zu, sondern er genießt auch ei-
nen besonderen Schutz, wenn die Eigen-
tumsposition das Ergebnis eigener Leis-
tung ist52. 

Da Eigentum einen Freiraum im vermö-
gensrechtlichen Bereich schafft sowie ei-
nen Freiraum für die individuelle Entfal-
tung der Persönlichkeit bietet, müssen die 
Eigentumsrechte so ausgestaltet sein, dass 
sie die zugedachten Funktionen erfüllen 
können53. Bei der gesetzlichen Ausgestal-
tung des Eigentums bleiben Wertminde-
rungen oder Vermögenseinbußen grund-
sätzlich außer Betracht, weil die Eigen-
tumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG nur das 
Eigentum schützt, grundsätzlich aber nicht 
das Vermögen als solches54. 

Obwohl die entstehenden Kosten einer ei-
gentumsrechtlichen Regelung die Sub-
stanz der Verfügungs- und Nutzungsbefug-
nisse nicht berühren, lässt das BVerfG wirt-
schaftliche Belastungen des Eigentümers 
im Rahmen der Zumutbarkeit allerdings 
nicht völlig außer Acht55. Wird dem Eigen-
tümer eine Sanierungsmaßnahme aufer-
legt, muss er die wirtschaftlichen Belastun-
gen zwar in der Regel hinnehmen56. Einen 
ersten Anhaltspunkt dafür, was der Eigen-
tümer nicht mehr hinnehmen muss, bietet 
aber das Verhältnis des finanziellen Auf-
wands zum Verkehrswert des Grundstücks 
nach Durchführung einer Sanierung57. 
Wenn der finanzielle Aufwand den Ver-
kehrswert des Grundstücks überschreitet, 
entfällt – so das BVerfG in einer Entschei-
dung zum Bodenschutz – in der Regel das 
Interesse des Eigentümers daran, das 
Grundstück in Zukunft privatnützig zu ge-
brauchen, da das Eigentum damit für ihn 

 
52 BVerfGE 50, 290 (340); 102, 1 (15); ausführlich Andres, 
Die Haftung des Grundstückseigentümers für die Sa-
nierung schädlicher Bodenveränderungen und Altlas-
ten, S. 299 f. 
53 Siehe Andres, Die Haftung des Grundstückseigentü-
mers für die Sanierung schädlicher Bodenveränderun-
gen und Altlasten, S. 89. 
54 BVerfGE 4, 7 (17); 95, 267 (300); näher Depen-
heuer/Froese in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Grundgesetz, 
Kommentar, 7. Aufl., Art. 14 GG, Rn. 163 ff. 
55 Siehe BVerfGE 102, 1 (20); BVerfG, Nichtannahmebe-
schluss v. 05.06.2020 – 1 BvR 2623/19, Rn. 14. 
56 BVerfGE 102, 1 (20); BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
v. 05.06.2020 – 1 BvR 2623/19, Rn. 14. 

gänzlich an Wert und Inhalt verlieren 
kann58. Das kann insbesondere der Fall sein, 
wenn das betreffende Grundstück 

den wesentlichen Teil des Vermögens des 
Pflichtigen bildet und die Grundlage seiner 
privaten Lebensführung einschließlich sei-
ner Familie darstellt“59. 

Das BVerfG bezieht aber nicht nur die wirt-
schaftlichen Belastungen, sondern auch die 
individuelle wirtschaftliche Lage des Be-
troffenen in die Frage der eigentumsrecht-
lichen Zumutbarkeit ein. Die Grenze der 
Zumutbarkeit kann vor allem überschritten 
werden, wenn 

„der Eigentümer eines Eigenheims unter 
Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen 
Lage das Grundstück nicht mehr halten 
kann“60. 

Die vorgenannte Rechtsprechung des 
BVerfG ist in Bezug auf die Zustandshaf-
tung des Grundstückseigentümers durch 
schwere Verunreinigungen des Bodens 
und des Grundwassers mit chlorierten Koh-
lenwasserstoffen ergangen („Altlasten-
Rechtsprechung“) und wurde in einem 
Nichtannahmebeschluss bestätigt61. Sie 
stellt ausdrücklich nur einen Anhaltspunkt 
für die Grenze der Zumutbarkeit dar62, wes-
halb die Grenze im Einzelfall auch zuguns-
ten oder zulasten des Eigentümers abwei-
chen kann. Die Aussagen des BVerfG in der 
Altlasten-Rechtsprechung zu den Grenzen 
der Zumutbarkeit dürften wegen ihrer all-
gemeinen Bedeutung auf die 65-Prozent-
Vorgabe nach §§ 71 ff. GEG im Grundsatz 
übertragbar sein63, zumal die 

57 BVerfGE 102, 1 (20), BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
v. 05.06.2020 – 1 BvR 2623/19, Rn. 14. 
58 BVerfGE 102, 1 (20), BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
v. 05.06.2020 – 1 BvR 2623/19, Rn. 14. 
59 BVerfGE 102, 1 (21). 
60 BVerfGE 102, 1 (21). 
61 Siehe BVerfG, Nichtannahmebeschluss v. 05.06.2020 
– 1 BvR 2623/19. 
62 BVerfGE 102, 1 (21); BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
v. 05.06.2020 – 1 BvR 2623/19, Rn. 14. 
63 Legt man die Sachverhalte aus der Altlasten-Recht-
sprechung und die Sachverhalte der Heizungs- bzw. 
Gebäudemodernisierung nach §§ 71 ff. GEG n.F. 
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Interessenlage wohl in gewisser Weise ver-
gleichbar sein dürfte, da – auch nach §§ 71 
ff. GEG – nicht nur ein öffentliches Interesse 
am Heizungsaustausch besteht, sondern 
auch ein privates Interesse hieran bestehen 
kann64. 

b) 65-Prozent-Vorgabe und Bestandsbau-
ten 

Die 65-Prozent-Vorgabe betrifft Bestands-
bauten und Neubauten gleichermaßen, 
wobei eigentumsrechtliche Regelungen 
gegenüber Bestandsbauten aufgrund der 
bestehenden Eigentumsrechte höheren 
Anforderungen unterliegen als Neubau-
ten65.  

Ein erster Anhaltspunkt für die Frage, ob 
und inwieweit eigentumsrechtliche Rege-
lungen gegenüber Bestandsbauten verfas-
sungsrechtlich zumutbar sind, bietet dabei 
– wie gesehen – das Verhältnis zwischen 
der wirtschaftlichen Belastung und dem 
Verkehrswert des Gebäudes nach der Mo-
dernisierungsmaßnahme. 

aa) Berechnung der wirtschaftlichen Be-
lastung 

Die wirtschaftliche Belastung ergibt sich 
prinzipiell aus den anfallenden Kosten der 
Modernisierungsmaßnahmen abzüglich 
der finanziellen Förderung. 

Anfallende Kosten sind in jedem Fall die 
Kosten für den Heizungsaustausch. Die 
Kosten für den Heizungsaustausch dürften 

 

übereinander, fallen freilich auch einige Unterschiede 
auf. Beispielsweise erging die Altlasten-Rechtspre-
chung vor allem für Fälle, die den Betroffenen völlig 
unvorbereitet trafen, während bei den Pflichten nach 
§§ 71 ff. GEG n.F. in vielen Fällen die Möglichkeit beste-
hen dürfte, finanzielle Vorkehrungen zu treffen. Diese 
Unterschiede sind bei der Übertragung der Grundsätze 
auf die §§ 71 ff. GEG n.F. mit zu berücksichtigen. Ob die 
Aussagen aus der Altlasten-Rechtsprechung im 
Grundsatz auf die Heizungs- bzw. Gebäudemodernisie-
rung übertragbar sind, wird im Schrifttum aber nicht 
einheitlich beurteilt. Gaßner/Neusüß/Linde, Sanie-
rungsvorgaben für bestehende Gebäude: Vereinbar-
keit mit Eigentumsschutz und anderen Grundrechten, 
Gutachten v. 13.09.2011, S. 26 ff. halten – wie hier – die 
Aussagen im Grundsatz für übertragbar. 
Schröder/Frammersberger, Rechtsgutachten zum 
Grundrechtsschutz bei rechtlichen Vorgaben zur ener-
getischen Modernisierung des Gebäudebestands, S. 55 
f., legen sich bei dieser Frage nicht endgültig fest; sie 
übertragen jedenfalls einzelne Aussagen. Demgegen-
über lehnt Walther, ZNER 2023, Verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit energetischer Sanierungspflichten, S. 481 
(485) die Übertragbarkeit der Aussagen mit der Be-
gründung ab, dass die Altlasten singuläre Einzelfälle 

aber nicht sämtliche Kosten für eine neue 
Heizungsanlage umfassen, sondern nur die 
spezifischen Mehrkosten durch den Hei-
zungsaustausch, d. h. die Differenz zwi-
schen den Kosten für eine zulässige neue 
Heizungsanlage nach §§ 71 ff. GEG und den 
Kosten für eine neue Öl- bzw. Gasheizung66. 
Da bei einer Heizungshavarie die Kosten für 
eine neue Öl- bzw. Gasheizung sowieso an-
gefallen wären („Sowiesokosten“), können 
sie konsequenterweise nicht in die Zumut-
barkeit der eigentumsrechtlichen Regelun-
gen einbezogen werden.  

Anfallende Kosten können aber auch sons-
tige Mehrkosten für Modernisierungsmaß-
nahmen sein, die in kausalem Zusammen-
hang mit dem Heizungsaustausch stehen, 
der erforderlichen Pflichterfüllung nach 
den §§ 71 ff. GEG n.F. dienen und noch in 
der marktüblichen Spannbreite liegen. Alle 
nicht kausalen, nicht erforderlichen und 
nicht marktüblichen Mehrkosten, die der 
Pflichtige darüber hinaus tätigt („on top“), 
können bei der Berechnung der wirtschaft-
lichen Belastung nicht berücksichtigt wer-
den. Mehrkosten, die in diesem Zusam-
menhang anfallen können, können bei-
spielsweise aus Maßnahmen der Gebäude-
dämmung, aus Maßnahmen des Gebäu-
deumbaus und/oder aus Maßnahmen des 
Schallschutzes folgen. In die Betrachtung 
der individuellen wirtschaftlichen Lage 
dürften aber wohl nicht nur die Kosten der 
einzelnen aufgrund des Heizungsaus-
tauschs erforderlichen Maßnahmen, 

und damit nicht mit einer Gebäudemodernisierung 
nach §§ 71 ff. GEG n.F. vergleichbar seien. 
64 Ein privates Interesse kann bestehen, weil dem Ei-
gentümer der (erzwungene) Wechsel des Energieträ-
gers durch die in Zukunft möglicherweise steigenden 
Gaspreise mittel- bis langfristig zugutekommen 
könnte. So argumentiert jedenfalls BT-Drs. 20/6875, 
S. 2. Siehe hierzu auch Walther, ZNER 2023, Verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit energetischer Sanie-
rungspflichten, S. 481 (483). 
65 Vgl. ausführlich Böhm/Schwarz: Möglichkeiten und 
Grenzen bei der Begründung von energetischen Sanie-
rungspflichten für bestehende Gebäude, NVwZ 2012, 
S. 129 ff. 
66 Gaßner/Neusüß/Linde, Sanierungsvorgaben für be-
stehende Gebäude: Vereinbarkeit mit Eigentums-
schutz und anderen Grundrechten, Gutachten v. 
13.09.2011, S. 27; es kommt auf die „Gesamtwirkung des 
Komplexes Heizungstausch“ an, Heinicke, KlimaRZ 
2024, Das „Heizungsgesetz“ – Die Novelle des Gebäu-
deenergiegesetzes unter dem Blickwinkel von Art. 14 
GG, S. 3 (10); 
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sondern auch sonstige bestehende wirt-
schaftliche Belastungen des Eigentümers 
im Wege einer Gesamtbetrachtung einflie-
ßen. 

Anfallende Kosten sind aber nicht nur Kapi-
talkosten, sondern auch Betriebskosten. 
Falls durch die Modernisierungsmaßnahme 
eine Differenz bei den Betriebskosten ent-
steht, müsste sie prinzipiell in die Berech-
nung der wirtschaftlichen Belastung einbe-
zogen werden. Diese Differenz fällt aber 
erst in der Zukunft an und kann – anders 
als die sofort anfallenden Kapitalkosten – 
vor allem über Jahre hinweg nur unter dem 
Vorbehalt nicht unerheblicher Prognoseun-
sicherheiten ermittelt werden, Es erscheint 
daher sinnvoll, das maßgebliche Gewicht 
bei der Berechnung eher auf die Kapital- 
und Betriebskosten zu legen, die aktuell 
oder in naher, überschaubarer Zukunft an-
fallen werden und deswegen einer eher ge-
ringen Prognoseunsicherheit unterliegen. 
Je weiter die Kapital- oder Betriebskosten 
in der Zukunft liegen, desto weniger beein-
flussen die Kosten die aktuelle wirtschaftli-
che Lage des Eigentümers und desto weni-
ger Gewicht sollte ihnen grundsätzlich bei 
der Berechnung der wirtschaftlichen Belas-
tung zukommen. 

Einzubeziehen ist aber auch der Erhalt ei-
ner finanziellen Förderung. Die finanzielle 
Förderung beträgt derzeit – wie gesehen – 
bis zu 40 Prozent der Kosten des Heizungs-
austauschs und der Heizungsoptimierung. 
Die Bundesregierung einigte sich bereits 
auf eine Novellierung des Fördersystems 
und will die Förderung auf bis zu 70 Pro-
zent erhöhen. Die Novellierung soll aller-
dings nur den Heizungsaustausch, nicht 
aber Modernisierungsmaßnahmen betref-
fen, die mit dem Heizungsaustausch ein-
hergehen. Außerdem soll die Förderung 
auch in absoluter Höhe beschränkt werden, 
wobei etwa die maximal förderfähigen In-
vestitionskosten bei einem Einfamilienhaus 
bei 30.000 € liegen werden. Da durch die fi-
nanzielle Förderung die wirtschaftliche Be-
lastung des Eigentümers sinkt und damit 
das Verhältnis zwischen der wirtschaftli-
chen Belastung und dem Verkehrswert des 
Gebäudes beeinflusst wird, hat die Verän-
derung der Fördersätze somit rechtliche 
Auswirkungen auf die Zumutbarkeit der ei-
gentumsrechtlichen Regelungen. Kurzum 
bedeutet das: Je höher die finanzielle 

Förderung ausfällt, desto geringer ist die 
wirtschaftliche Belastung des Eigentümers. 

Wenn der erste Ausgangspunkt der Betrach-
tung das Verhältnis zwischen der wirtschaftli-
chen Belastung und dem Verkehrswert des 
Gebäudes nach der Modernisierungsmaß-
nahme ist, können jedenfalls zwei Fallgrup-
pen gebildet werden.  

bb) Kosten höher als Verkehrswert des 
Gebäudes nach der Modernisierung 

Die erste Fallgruppe betrifft die Fälle, in de-
nen die wirtschaftliche Belastung den Ver-
kehrswert des Gebäudes übersteigt. Das 
könnte etwa der Fall sein, wenn das Ge-
bäude einen unterdurchschnittlichen Ver-
kehrswert hat und die Kosten für Moderni-
sierungsmaßnahmen überdurchschnittlich 
hoch sind. Die Kosten für Modernisierungs-
maßnahmen dürften in der Regel über-
durchschnittlich hoch sein, wenn der Ei-
gentümer zusätzlich zum Heizungsaus-
tausch auch noch Maßnahmen der Gebäu-
dedämmung, des Gebäudeumbaus 
und/oder des Schallschutzes vornehmen 
muss. Diese Maßnahmen könnten vor al-
lem ältere, unsanierte Gebäude betreffen, 
die auch nicht an ein Fernwärmenetz ange-
schlossen sind bzw. angeschlossen werden 
können. 

Wenn die wirtschaftliche Belastung des Ei-
gentümers eine Höhe erreicht, die den Ver-
kehrswert des Gebäudes übersteigt, wird 
die Funktion des Eigentums in Frage ge-
stellt, einen Freiraum im vermögensrechtli-
chen Bereich zu schaffen. Vor allem bei Pri-
vatpersonen kommt hinzu, dass das Grund-
stück in nicht wenigen Fällen den wesentli-
chen Teil ihres Vermögens darstellt. Vor 
diesem Hintergrund wird, trotz unverän-
derter Verfügungs- und Nutzungsbefugnis, 
in der Regel kein Interesse an einem pri-
vatnützigen Gebrauch des Eigentums be-
stehen, womit die Eigentumsgarantie ins 
Leere läuft. Soweit der Eigentümer nicht 
ausnahmsweise ein ideelles Interesse an 
dem Grundstück bzw. Gebäude hat, das 
über den Verkehrswert hinausgeht, wahrt 
hier eine eigentumsrechtliche Regelung 
nicht mehr die Grenze der Zumutbarkeit. 
Für die Verfassungsmäßigkeit der Ver-
pflichtung der Eigentümer kommt es dann 
insbesondere auf die im Gesetz enthalte-
nen Maßnahmen zur Abmilderung der Re-
gelungsintensität an (hierzu unter dd) und 
ee)). 
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cc) Kosten niedriger oder gleich dem 
Verkehrswert des Gebäudes nach 
der Modernisierung 

Die zweite Fallgruppe betrifft die Fälle, in 
denen die wirtschaftliche Belastung den 
Verkehrswert des Gebäudes nicht über-
steigt. Das dürfte auf die Mehrzahl der Ei-
gentümer zutreffen. Die wirtschaftliche Be-
lastung darf auch in diesen Fällen nicht 
schlechthin außer Acht gelassen werden, 
weil die schutzwürdigen Interessen der Be-
teiligten – nämlich Privatnützigkeit einer-
seits und Sozialpflichtigkeit andererseits – 
in einen gerechten Ausgleich und ein aus-
gewogenes Verhältnis gebracht werden 
müssen. Die Frage, wann die Kosten der 
Modernisierungsmaßnahme, für einen Ei-
gentümer verfassungsrechtlich noch zu-
mutbar sind, kann aus verschiedenen Grün-
den nicht einfach und nicht allgemein be-
antwortet werden. 

Erstens können die wirtschaftliche Belas-
tung und der Verkehrswert des Gebäudes 
in einem völlig unterschiedlichen Verhält-
nis zueinanderstehen. Möglich ist, dass die 
wirtschaftliche Belastung nur einen Bruch-
teil des Verkehrswerts ausmacht. Möglich 
ist aber umgekehrt auch, dass die wirt-
schaftliche Belastung fast an den Verkehrs-
wert heranreicht. Zweitens können der Ver-
kehrswert des Gebäudes und das Gesamt-
vermögen des Eigentümers in einem völlig 
unterschiedlichen Verhältnis zueinander-
stehen. Das Gebäude kann im Gesamtver-
mögen nur einen ganz unerheblichen Teil 
oder aber auch den ganz wesentlichen Teil 
darstellen. Drittens kann die wirtschaftliche 
Lage des Eigentümers völlig unterschied-
lich gestaltet sein. Während einige Eigen-
tümer über eine sehr hohe wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit verfügen, ist es bei an-
deren Eigentümern um die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit weniger gut bestellt. Ne-
ben diesen Aspekten ist viertens auch zu 
beachten, dass beim gerechten Ausgleich 
der schutzwürdigen Interessen das Ge-
wicht der Sozialpflichtigkeit des Eigentums 
nicht exakt quantifiziert werden kann. Ei-
nerseits ist klar, dass der Wärmebedarf von 
Gebäuden einen erheblichen CO2-Ausstoß 
zur Folge hat und dieser CO2-Ausstoß 

 
67 Braungardt/Bürger/Steinbach/Popovski, Abschät-
zung der Minderungswirkung der 65-Prozent-Anforde-
rung im GEG-Entwurf, unterscheiden zwischen drei 
Szenarien und einem „Worst case“ bei den CO2-Einspa-
rungen durch das Gebäudeenergiegesetz bis 2030. Die 

angesichts des nationalen Klimaschutzziels 
im Jahr 2045 Netto-Treibhausgasneutralität 
zu erreichen (§ 3 Abs. 2 KSG) reduziert wer-
den muss. Andererseits hat der Gesetzge-
ber den konkreten Effekt der 65-Prozent-
Vorgabe zur CO2-Reduktion in der Geset-
zesbegründung zahlenmäßig nicht näher 
ausgeführt. Konkrete Zahlen zur Verringe-
rung der Treibhausgasemissionen können 
aber aus einem Papier von IREES/Öko-Insti-
tut entnommen werden, wobei hier mit un-
terschiedlichen Szenarien und einer daraus 
folgenden nicht unerheblichen zahlenmä-
ßigen Spannbreite gearbeitet wird67. Dar-
aus ergibt sich ein nicht zu vernachlässi-
gender Effekt zur CO2-Reduzierung, wenn 
auch gewisse Unklarheiten darüber verblei-
ben, wie stark der Effekt der 65-Prozent-
Vorgabe für den Klimaschutz tatsächlich 
sein wird, ist dem Gesetzgeber hier bei der 
Austarierung des Spannungsfelds von Pri-
vatnützigkeit und Sozialbindung des Eigen-
tums ein Ermessensspielraum zuzubilligen.  

Vor diesem Hintergrund dürfte vor allem in 
dieser Fallgruppe eine Gesamtwürdigung 
aller Umstände angezeigt sein, um zwi-
schen den zumutbaren und den unzumut-
baren Fällen unterscheiden zu können. Bei 
der Gesamtwürdigung dürften somit insbe-
sondere folgenden Fragen entscheidende 
Bedeutung zukommen: 

▶ Wie hoch ist die wirtschaftliche Belas-
tung des Eigentümers im Verhältnis zum 
Verkehrswert des Gebäudes nach der 
Modernisierungsmaßnahme? 

▶ Wie hoch ist der Verkehrswert des Ge-
bäudes im Verhältnis zum gesamten Ver-
mögen des Eigentümers? 

▶ Wie ist die wirtschaftliche Lage des Ei-
gentümers in dem Zeitpunkt, in dem die 
Modernisierungsmaßnahme durchge-
führt werden müsste? 

Der wirtschaftlichen Lage misst das BVerfG 
– wie gesehen – in dieser Fallgruppe eine 
besondere Bedeutung bei. Der Eigentümer 
darf nur bis zur Grenze der individuellen 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in An-
spruch genommen werden. Eine eigen-
tumsrechtliche Regelung wahrt nur dann 

CO2-Einsparungen betragen im besten Fall kumuliert 
48,7 Mio. t und im schlechtesten Fall kumuliert 10,8 
Mio. t (ebenda S. 4). 
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die Grenze der Zumutbarkeit, wenn der Ei-
gentümer in die Lage versetzt wird, trotz 
der wirtschaftlichen Belastungen das 
Grundstück halten zu können68. Sie muss 
dementsprechend vor allem die Personen-
gruppen im Blick haben, die ihre wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit nicht kurz-
fristig – z. B. durch Kreditgewährung – er-
höhen kann.  

Je höher die wirtschaftliche Belastung im 
Verhältnis zum Verkehrswert des Gebäudes 
ist, je stärker das Gebäude den wesentli-
chen Teil des Vermögens ausmacht und je 
schlechter sich die wirtschaftliche Lage des 
Eigentümers darstellt, desto eher dürfte ein 
Anhaltspunkt dafür bestehen, dass die 
Grenze der Zumutbarkeit erreicht oder 
möglicherweise sogar überschritten ist.  

Die möglichen einzelnen Fallkonstellationen 
in ihrer Gesamtheit und Komplexität in einer 
abstrakt-generellen Regelung abzubilden 
und zu beachten ist schwer möglich. Umso 
wichtiger ist für die verfassungsrechtliche Be-
urteilung die Frage, ob Übergangsregelun-
gen oder Härtefallklauseln bestehen, die die 
potenzielle Intensität des Eingriffs abmildern 
können.  

dd) Abmilderung der Regelungsintensi-
tät durch Übergangsregelungen 

Angemessene Übergangsregelungen sind 
auch bei einer zulässigen Beschränkung 
der Eigentumsgarantie in aller Regel zu 
treffen, weil der Einzelne grundsätzlich auf 
den Fortbestand von rechtmäßig erworbe-
nen vermögenswerten Eigentumsrechten 
vertrauen darf (Vertrauensschutz)69. Sie er-
möglichen ihm, sich auf die zukünftige 
Rechtslage – vor allem auch finanziell – ein-
zustellen70. Die Übergangsregelungen im 
Gebäudeenergiegesetz können in allge-
meine und besondere Übergangsregelun-
gen unterteilt werden.  

(1) Abmilderung durch allgemeine 
Übergangsregelungen 

Allgemeine Übergangsregelungen richten 
sich an alle Adressaten des Gesetzes und 
sind in § 71 Abs. 8 GEG und § 71i GEG 

 
68 Siehe BVerfGE 102, 1 (21). 
69 BVerfGE 43, 242 (288); Depenheuer/Froese in: v. Man-
goldt/Klein/Starck, Grundgesetz, Kommentar, 7. Aufl., 
Art. 14 GG, Rn. 233. 

geregelt. Sie bauen auf einem zweistufigen 
Konzept auf. 

§ 71 Abs. 8 GEG normiert die erste Stufe der 
Übergangsregelungen. Während der Ei-
gentümer eines bestehenden Gebäudes in 
einem Gemeindegebiet mit mehr als 
100.000 Einwohnern bei einem Heizungs-
austausch bis zum Ablauf des 30. Juni 2026 
die 65-Prozent-Vorgabe nach § 71 Abs. 1 
GEG nicht erfüllen muss, ist der Eigentü-
mer eines bestehenden Gebäudes in einem 
Gemeindegebiet mit maximal 100.000 Ein-
wohnern bei einem Heizungsaustausch bis 
zum Ablauf des 30. Juni 2028 hierzu nicht 
verpflichtet. Sobald aber die zuständige 
Landesbehörde eine Entscheidung über die 
Ausweisung des fraglichen Gebiets als Wär-
menetz- oder als Wasserstoffausbaugebiet 
getroffen hat, muss der Eigentümer eines 
bestehenden Gebäudes im fraglichen Ge-
biet einen Monat nach Bekanntgabe dieser 
Entscheidung die 65-Prozent-Vorgabe nach 
§ 71 Abs. 1 GEG erfüllen. Dabei berücksichti-
gen diese behördlichen Entscheidungen 
den entsprechenden Wärmeplan, der auf 
Grundlage des noch zu erlassenden Wär-
meplanungsgesetzes erstellt wurde. Ab-
hängig davon, wann die Landesbehörde 
diese Entscheidung trifft, wird die grund-
sätzliche Übergangsregelung für den Ei-
gentümer vorgezogen. In jedem Fall endet 
die allgemeine Übergangsregelung spätes-
tens zu den genannten Terminen. 

§ 71i GEG normiert die zweite Stufe der 
Übergangsregelungen. Sobald die jeweilige 
Frist in § 71 Abs. 8 GEG abgelaufen ist, darf 
bei einem Heizungsaustausch 

„höchstens für fünf Jahre übergangsweise 
eine alte Heizungsanlage ausgetauscht und 
eine andere Heizungsanlage zum Zweck 
der Inbetriebnahme eingebaut oder aufge-
stellt und betrieben werden, die nicht die 
Anforderungen des § 71 Absatz 1 erfüllt.“ 

Erlaubt ist also eine „Übergangsheizung“ 
für maximal fünf Jahre. Sie ist in dieser 
Fünf-Jahres-Frist von der 65-Prozent-

70 Siehe VG Gießen, Urt. v. 12. Mai 2010 – 8 K 4071/08.GI, 
Rn. 139 m.w.N. zur Rechtsprechung des BVerfG. 
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Vorgabe nach § 71 Abs. 1 GEG befreit. Die 
Frist beginnt  

„mit dem Tag, an dem erstmals Arbeiten 
zum Austausch der Heizungsanlage durch-
geführt werden.“ 

Nach Ablauf dieser Frist muss eine neue 
Heizungsanlage die 65-Prozent-Vorgabe er-
füllen, wobei die besonderen Übergangsre-
gelungen nicht außer Acht zu lassen sind. 

Das zweistufige Konzept kam erst als Teil 
der Ausschussbeschlüsse in das Gesetzge-
bungsverfahren. Es sorgt auf der ersten 
Stufe für eine Verzahnung von kommuna-
ler Wärmeplanung und Gebäudeenergie-
gesetz71 sowie auf der zweiten Stufe für eine 
verlängerte Frist bei „Übergangsheizun-
gen“ und für die Gleichbehandlung der Ei-
gentümer aller Altersstufen72. Die neuen 
Übergangsregelungen auf der ersten Stufe 
sowie die verlängerten Übergangsregelun-
gen auf der zweiten Stufe mildern die In-
tensität der eigentumsrechtlichen Rege-
lungen erheblich ab. Die Pflichten, die dem 
Eigentümer nach § 71 Abs. 1 GEG auferlegt 
werden, können so erst mehrere Jahre 
nach Inkrafttreten des Gebäudeenergiege-
setzes eingreifen, wobei die minimale Über-
gangsfrist bei fünf Jahren liegt und die ma-
ximale Übergangsfrist im Einzelfall bei über 
neun Jahren liegen kann („X+5“). Trotz der 
erheblichen Regelungsintensität dürften 
die Übergangsregelungen, bei Abwägung 
aller Interessen, aus verfassungsrechtlicher 
Sicht eine ausreichende Zeit für Eigentü-
mer bieten, sich auf die neue Rechtslage 
einzustellen. 

(2) Abmilderung durch besondere 
Übergangsregelungen 

Besondere Übergangsregelungen richten 
sich nur an ausgewählte Adressaten des 
Gesetzes und sind in § 71 Abs. 9 GEG und in 
§§ 71j ff. GEG geregelt. Hervorzuheben sind 
insbesondere die Vorgaben in § 71 Abs. 9 
GEG sowie in § 71j und § 71k GEG 

§ 71 Abs. 9 GEG knüpft an die allgemeinen 
Übergangsregelungen in § 71 Abs. 8 GEG an 
und ist an Betreiber einer Heizungsanlage 

 
71 BT-Drs: 20/7619, S. 90. 

adressiert, die sie mit flüssigem oder gas-
förmigem Brennstoff beschicken. Wenn 
diese Anlage zwischen dem 1. Januar 2024 
und dem Ablauf der Frist nach § 71 Abs. 8 
GEG eingebaut wird, muss der Betreiber si-
cherstellen, dass die Anlage fahrplanmäßig 
ab dem 1. Januar 2029 mindestens 15 Pro-
zent, ab dem 1. Januar 2035 mindestens 30 
Prozent und ab dem 1. Januar 2040 min-
destens 40 Prozent der Wärme aus Bio-
masse oder grünem oder blauem Wasser-
stoff einschließlich Derivaten erzeugt. Die-
ser Fahrplan wurde in den Ausschlussbe-
schlüssen im Juni 2023 neu in das Gesetz 
eingefügt und ist eine Ergänzung zu § 71f 
GEG 

§ 71j GEG normiert Übergangsregelungen 
bei einem konkret absehbaren Wärmenetz-
anschluss. In diesem Fall ist vorgesehen, 
dass eine neue Heizungsanlage nicht die 
Vorgaben nach §§ 71 GEG einhalten muss. 
Dabei ist nach § 71j Abs. 1 GEG der Wärme-
netzanschluss konkret absehbar, wenn 

▶ der Gebäudeeigentümer einen Wärme-
lieferungsvertrag und den Wärmenetz-
anschluss nachweist, wobei die Lieferung 
einen Anteil an EE oder unvermeidbarer 
Abwärme von mindestens 65 Prozent 
aufweisen und spätestens innerhalb von 
zehn Jahren nach Vertragsschluss erfol-
gen muss, 

▶ der Wärmenetzbetreiber einen Wärme-
netzausbau- und Wärmenetzdekarboni-
sierungsplan nach bestimmten Vorgaben 
vorlegt, und 

▶ der Wärmenetzbetreiber sich gegenüber 
dem Gebäudeeigentümer verpflichtet, 
das Wärmenetz innerhalb der planeri-
schen Fristen, spätestens aber zehn 
Jahre nach Vertragsschluss in Betrieb zu 
nehmen.  

§ 71k GEG normiert Übergangsregelungen 
bei einer Heizungsanlage, die sowohl Gas 
als auch Wasserstoff verbrennen kann, wo-
bei die Anlage auf die Verbrennung von 
100 Prozent Wasserstoff umrüstbar sein 
muss. Das ist der Fall, wenn die Anlage mit 
niederschwelligen Maßnahmen nach dem 
Austausch einzelner Bauteile so betrieben 
werden kann (§ 71k Abs. 7 S. 1 GEG). Solange 
eine solche Heizungsanlage nicht an ein 

72 In BT-Drs. 20/6875, S. 30, war in § 71i Abs. 2 noch eine 
zusätzliche Übergangsregelung für Eigentümer ab 80 
Jahren enthalten („80-Jahres-Regelung“). 
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Wasserstoffnetz angeschlossen ist, darf sie 
ohne Einhaltung der 65-Prozent-Vorgabe 
betrieben werden, wenn 

▶ die zuständige Landesbehörde das Ge-
biet, in dem die Anlage liegt, als Wasser-
stoffnetzausbaugebiet ausgewiesen hat 
und dieses Gebiet bis spätestens 31. De-
zember 2044 vollständig mit Wasserstoff 
versorgt werden soll und 

▶ die zuständige Landesbehörde und der 
Gasverteilernetzbetreiber in diesem Ge-
biet bis zum 30. Juni 2028 einen verbind-
lichen Fahrplan vorlegen, in dem die Um-
stellung der Netzinfrastruktur auf die 
vollständige Wasserstoffversorgung bis 
zum 31. Dezember 2044 konkretisiert 
wird. 

Die Einzelheiten dazu, wie der Fahrplan 
konkretisiert werden muss, werden grob in 
§ 71k Abs. 1 Nr. 2 lit. a) bis c.), Abs. 2 GEG dar-
gestellt und werden durch eine Festlegung 
der BNetzA noch präzisiert. Wichtig ist, 
dass der Fahrplan durch die BNetzA geneh-
migt werden muss sowie durch die BNetzA 
veröffentlicht und regelmäßig evaluiert 
wird (näher Abs. 3).  

Falls der Fahrplan durch die BNetzA nicht 
genehmigt wird, besteht eine weitere 
Übergangsregelung. Alle Heizungsanlagen, 
die bis zum Ablauf des Jahres, in dem der 
Ablehnungsbescheid bestandskräftig wird, 
neu eingebaut wurden, müssen binnen 
drei Jahren die 65-Prozent-Vorgabe nach 
§ 71 Abs. 1 GEG erfüllen (§ 71k Abs. 4 GEG). 
Die Frist ist hier also kürzer als nach § 71 
Abs. 8 GEG 

Die besonderen Übergangsregelungen sind 
so formuliert, dass sie an die allgemeine 
Übergangsregelung in § 71 Abs. 8 GEG an-
schließen und die allgemeine Übergangsre-
gelung in § 71i GEG verdrängen. Während 
im Fall des § 71 Abs. 9 GEG direkt auf § 71 
Abs. 8 GEG verwiesen wird, wird in den Fäl-
len der § 71j und § 71k GEG auf § 71 Abs. 9 
GEG verwiesen, der wiederum auf Absatz 8 
Bezug nimmt. Somit besteht auch in den 
Fällen einer besonderen Übergangsrege-
lung eine zweistufige Übergangsregelung, 
wobei die besonderen Fristen im Einzelfall – 
wie in § 71k Abs. 4 GEG – kürzer ausfallen 
können. 

Ungeachtet dessen dürften die Übergangs-
regelungen aus verfassungsrechtlicher 
Sicht aber durch die allgemeine Regelung 

in § 71 Abs. 8 GEG und die besonderen Re-
gelungen in §§ 71 Abs. 9, 71j ff. GEG zu ei-
nem ausreichenden zeitlichen Versatz zwi-
schen dem Inkrafttreten des Gebäudeener-
giegesetz und der Inanspruchnahme des 
Eigentümers führen. Der Eigentümer ist 
durch diesen zeitlichen Versatz in der Lage, 
sich auf die neue Rechtslage einzustellen 
und wird in vielen Fällen auch den finanzi-
ellen Belastungen gerecht werden können, 
die durch die Erfüllung der 65-Prozent-Vor-
gabe von ihm abverlangt werden. Die Über-
gangsregelungen dürften mit dieser Zwei-
stufigkeit die notwendige Differenzierung 
in das Gesetz hineinbringen, um die schutz-
würdigen Interessen der Beteiligten, näm-
lich die Privatnützigkeit des Eigentums ei-
nerseits und die Sozialbindung des Eigen-
tums andererseits, in einen gerechten Aus-
gleich zu bringen.  

ee) Abmilderung der Regelungsintensi-
tät durch Härtefallregelungen 

In den Fällen, in denen der Eigentümer die 
finanziellen Belastungen trotz des durch 
die Übergangsfristen gewährten zeitlichen 
Vorlaufs nicht stemmen kann, ist er auf die 
Härtefallregelung verwiesen. Die Härtefall-
regelung ist gewissermaßen ein Blitzablei-
ter für Fälle, bei denen trotz aller übrigen 
Vermeidungsmaßnahmen eine unverhält-
nismäßige Grundrechtsbeeinträchtigung 
vorliegen könnte. Sie kommt dann zum 
Einsatz, wenn auch durch abmildernde 
Maßnahmen – etwa Übergangsregelungen 
– die staatliche Einwirkung auf die Grund-
rechte des Einzelnen zu intensiv wird. Sie 
steht dabei in einem engen Zusammen-
hang mit der finanziellen Förderung. Je 
mehr der Staat die Modernisierungsmaß-
nahmen finanziell fördert, desto geringer 
fallen die wirtschaftlichen Belastungen für 
den Eigentümer aus und desto weniger 
wird er in die Lage versetzt, einen Härtefall 
geltend machen zu müssen. Soweit die fi-
nanzielle Förderung die wirtschaftlichen 
Belastungen nicht hinreichend abdeckt, 
dürfte die Härtefallregelung der Knack-
punkt für die Zumutbarkeit der eigentums-
rechtlichen Regelungen im Einzelfall sein. 
Vor diesem Hintergrund können die bishe-
rigen Gesetzesänderungen seit dem Fern-
wärmegipfel vom 12. Juni 2023 auch als ein 
Konzept zur Reduzierung von Härtefällen 
verstanden werden.  
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Die Härtefallregelung muss lege artis so 
konzipiert sein, dass sowohl die Personen 
aus der ersten Fallgruppe erfasst werden, 
bei denen die wirtschaftliche Belastung 
den Verkehrswert des Gebäudes nach Mo-
dernisierung übersteigt, als auch die Perso-
nen aus der zweiten Fallgruppe erfasst wer-
den, bei denen die wirtschaftliche Belas-
tung nach einer Gesamtwürdigung aller 
Umstände nicht zumutbar erscheint. Die 
Härtefallregelung muss auch so bestimmt 
sein, dass aus Sicht der entscheidenden Be-
hörde im Einzelfall die Grenze zwischen der 
unzumutbaren und der zumutbaren wirt-
schaftlichen Belastung möglichst klar ge-
zogen werden kann. Die Härtefallregelung 
muss im Ergebnis also einerseits die wirt-
schaftlichen Belastungen für Personen ab-
federn, die ansonsten nicht in der Lage wä-
ren, ihr Grundstück bzw. ihr Gebäude zu 
halten, sowie andererseits die Mindest-
schwelle der wirtschaftlichen Belastung 
abstrakt so präzise bestimmen, dass eine 
Behörde auf Grundlage dieser gesetzlichen 
Regelung möglichst fehlerfreie Härtefall-
entscheidungen produziert. 

Die Härtefallregelung ist – schon seit Anbe-
ginn des Gebäudeenergiegesetzes – in § 102 
GEG verankert und wurde sowohl im Kabi-
nettsentwurf zum Gebäudeenergiegesetz 
als auch in den Ausschussbeschlüssen im 
Juni 2023 näher ausformuliert.  

Die neue Formulierung des § 102 Abs. 1 GEG 
wird durch entsprechende Markierungen 
im nachfolgenden Wortlaut hervorgeho-
ben, wobei die Formulierung des Kabinetts-
entwurfs ab Satz 2 Halbsatz 2 einsetzt, wäh-
rend die Formulierung der Ausschussbe-
schlüsse ab Satz 5 einsetzt. Der Wortlaut 
des § 102 Abs. 1 GEG lautet nun: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Behör-
den haben auf Antrag des Eigentümers 
oder Bauherren von den Anforderungen 
dieses Gesetzes zu befreien, soweit (…)  

2. die Anforderungen im Einzelfall wegen 
besonderer Umstände durch einen unange-
messenen Aufwand oder in sonstiger Weise 
zu einer unbilligen Härte führen.  

 
73 BT-Drs. 20/7619, S. 95 f. 

Eine unbillige Härte liegt insbesondere vor, 
wenn die erforderlichen Aufwendungen in-
nerhalb der üblichen Nutzungsdauer, bei 
Anforderungen an bestehende Gebäude in-
nerhalb angemessener Frist durch die ein-
tretenden Einsparungen nicht erwirtschaf-
tet werden können; das heißt, wenn die 
notwendigen Investitionen nicht in einem 
angemessenen Verhältnis zum Ertrag ste-
hen. Eine unbillige Härte liegt auch vor, 
wenn die notwendigen Investitionen nicht 
in einem angemessenen Verhältnis zum 
Wert des Gebäudes stehen. Hierbei sind un-
ter Berücksichtigung des Ziels dieses Ge-
setzes die zur Erreichung dieses Ziels er-
wartbaren Preisentwicklungen für Energie 
einschließlich der Preise für Treibhausgase 
nach dem europäischen und dem nationa-
len Emissionshandel zu berücksichtigen. 
Eine unbillige Härte liegt auch vor, wenn 
auf Grund besonderer persönlicher Um-
stände die Erfüllung der Anforderungen 
des Gesetzes nicht zumutbar ist.“ 

Die Härtefallregelung stellt einen Auffang-
tatbestand dar, wie aus der nicht abschlie-
ßenden Formulierung („insbesondere“) 
deutlich erkennbar ist. In Anbetracht der 
öffentlichen Diskussionen zur Regelungsin-
tensität des neuen Gebäudeenergiegesetz 
war dem Gesetzgeber aber offenkundig da-
ran gelegen, den Begriff der unbilligen 
Härte zu konkretisieren. Die Härtefallrege-
lung verdeutlicht nunmehr zum einen, dass 
eine unbillige Härte bei einem unangemes-
senen Verhältnis von Investitionen und Er-
trag sowie bei einem unangemessenen 
Verhältnis von Investitionen und Gebäude-
wert vorliegt. Zum anderen stellt der Ge-
setzgeber klar, dass auch besondere per-
sönliche Umstände, zu denen etwa eine 
Pflegebedürftigkeit oder eine Schwerbe-
hinderung zählen sollen,73 eine unbillige 
Härte begründen können. 

Trotz dieser Konkretisierungen trifft die 
Härtefallregelung aber – weiterhin – keine 
Aussage darüber, wo die Grenze zwischen 
einem angemessenen und einem unange-
messenen Verhältnis verläuft und wie die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Ei-
gentümers im Rahmen der Härtefallrege-
lung zu prüfen ist. Zu der letzteren Frage 
enthält zumindest § 102 Abs. 5 GEG für Teile 
dieses Personenkreises nähere Vorgaben 
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(dazu sogleich). Da der Gesetzgeber indes – 
wie gesehen – durch die nicht abschlie-
ßende Formulierung potentiell wohl alle 
unzumutbaren Fälle aus den beiden Fall-
gruppen abdecken kann, dürfte die Rege-
lung aus verfassungsrechtlicher Sicht kei-
nen Bedenken ausgesetzt sein. 

Zusätzlich zur Härtefallregelung in § 102 
Abs. 1 GEG wurde in § 102 Abs. 5 GEG ein 
Absatz angefügt, der einen Ausschnitt der 
Personen in den Blick nimmt, denen die in-
dividuelle wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit fehlen dürfte. Aufbauend auf dem Ka-
binettsentwurf wurde die Regelung in den 
Ausschussbeschlüssen überarbeitet und 
um weitere Sätze ergänzt. § 102 Abs. 5 GEG 
hat nunmehr folgenden Wortlaut: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Behör-
den haben einen Eigentümer, der zum Zeit-
punkt der Antragstellung seit mindestens 
sechs Monaten ununterbrochen einkom-
mensabhängige Sozialleistungen bezogen 
hat, auf Antrag von den Anforderungen des 
§ 71 Absatz 1 zu befreien. Die Befreiung er-
lischt nach Ablauf von zwölf Monaten, wenn 
nicht in dieser Zeit eine andere Heizungsan-
lage eingebaut wurde. Die Sätze 1 und 2 
sind entsprechend für Personen anzuwen-
den, die aufgrund schuldrechtlicher oder 
dinglicher Vereinbarungen anstelle des Ei-
gentümers zum Austausch der Heizungsan-
lage verpflichtet sind.“ 

Einkommensabhängige Sozialleistungen 
sind laut Gesetzesbegründung74 der Bezug 
von Bürgergeld75, der Bezug von Hilfen zum 

 
74 BT-Drs. 20/6875, S. 142. 
75 Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, 
Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 
2094), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412) geändert wor-
den ist. 
76 Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert 
worden ist, Drittes Kapitel. 
77 Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert 
worden ist, Viertes Kapitel. 
78 Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBl. I S. 2652), das zuletzt durch Artikel 11 des 

Lebensunterhalt76, der Bezug von Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung77, der Bezug von sozialen Entschädi-
gungen78 , der Bezug von Leistungen für 
Asylbewerber79 , der Bezug von Wohngeld80 
sowie der Bezug von Kinderzuschlag81 . Der 
Befreiungsantrag des Eigentümers muss 
durch die Landesbehörden bewilligt wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 102 
Abs. 5 GEG vorliegen („haben“). Die Landes-
behörden haben insoweit kein Ermessen, 
womit eine fehlerhafte Anwendung der 
Härtefallregelung minimiert wird. § 102 Abs. 
5 GEG nimmt aber letztlich nur einen (grö-
ßeren) Ausschnitt der Personen in den 
Blick, denen die individuelle wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit fehlen dürfte, da bei-
spielsweise auch Arbeitnehmern mit einem 
unterdurchschnittlichen Einkommen im 
Einzelfall die individuelle wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit für eine Modernisie-
rungsmaßnahme fehlen kann. Letztlich 
kommt § 102 Abs. 5 GEG nur eine ergän-
zende Funktion zu, um in den – aus Sicht 
des Gesetzgebers evidenten – Fällen eines 
Härtefalls wegen fehlender wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit („Evidenzfälle“) die Lan-
desbehörden zu einer einheitlichen Anwen-
dung des Gesetzes zu verpflichten. 

Da die eigentumsrechtlichen Regelungen in 
§§ 71 ff. GEG durch Übergangsregelungen so-
wie eine konkretisierte Härtefallregelung ei-
nen gerechten Ausgleich und ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen den schutzwürdi-
gen Interessen der Beteiligten – Privatnützig-
keit einerseits und Sozialpflichtigkeit anderer-
seits – ermöglichen, ist das Gesetz als mit der 
Eigentumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG ver-
einbar einzuschätzen82.  

Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) 
geändert worden ist. 
79 Asylbewerberleistungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Mai 
2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist. 
80 Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 
1856), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert worden 
ist. 
81 Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 
3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist. 
82 Im Ergebnis auch Heinicke, KlimaRZ 2024, Das „Hei-
zungsgesetz“ – Die Novelle des Gebäudeenergiegeset-
zes unter dem Blickwinkel von Art. 14 GG, 3 (12); 
Walther, ZNER 2023, Verfassungsrechtliche Zulässig-
keit energetischer Sanierungspflichten, S. 481 (486). 
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c) 65-Prozent-Vorgabe und Neubauten 

Eigentumsrechtliche Regelungen für Neu-
bauten unterliegen aufgrund der fehlenden 
Bausubstanz geringeren Anforderungen an 
grundrechtliche Beschränkungen der Ei-
gentumsgarantie als Bestandsbauten83. Da 
aber die Bebaubarkeit des Grundstücks 
wirtschaftlich möglich sein muss, kommt 
dem Verhältnis zwischen den gesamten 
Grundstücks- und Baukosten einerseits 
und den Kosten für eine zulässige Hei-
zungsanlage nach §§ 71 ff. GEG andererseits 
entscheidende Bedeutung für die Frage zu, 
ob die Grenze der Zumutbarkeit gewahrt 
wurde oder nicht84. 

Ungeklärt ist, in welchem Verhältnis diese 
Kosten zueinanderstehen müssen. Im Zuge 
der Diskussion um die Photovoltaik-Pflicht 
(PV-Pflicht) wurde beispielsweise argumen-
tiert, dass die Grenze der Zumutbarkeit 
noch gewahrt werde, wenn die Photovol-
taik-Anlage (PV-Anlage) maximal fünf Pro-
zent der Gesamtkosten eines Neubaupro-
jekts betrage85. Wenn die PV-Anlage zwi-
schen fünf bis zehn Prozent der Gesamt-
kosten eines Neubauprojekts betrage, sei 
auf die konkreten Vermögenswerte im Ein-
zelfall abzustellen86. Bei höheren Kosten der 
PV-Anlage könne in Anlehnung an bau-
rechtliche Grenzwerte die Grenze der Zu-
mutbarkeit überschritten sein87.  

Im Vergleich mit der PV-Pflicht bestehen 
beim Ersatz von fossilen Heizungen aber 
auch erhebliche Unterschiede, was den Be-
urteilungsmaßstab und die Handlungs-
spielräume des Staates angehen könnte. 
Denn mit Blick auf die staatliche Verpflich-
tung zur Klimaneutralität besteht keine Al-
ternative zum Ersatz fossiler Heizungen. 
Selbst wenn man die Übertragung dieser 

 
83 Böhm/Schwarz, Möglichkeiten und Grenzen bei der 
Begründung von energetischen Sanierungspflichten 
für bestehende Gebäude, NVwZ 2012, S. 129 (131); siehe 
auch in Zusammenhang mit Energieeffizienzmaßnah-
men: Halbig/Antoni, Das Wirtschaftlichkeitsgebot im 
Gebäude-Energieeffizienzrecht – Rechtliche Spiel-
räume und Grenzen für den nationalen Gesetzgeber, 
EnWZ 2018, S. 259 (262). 
84 Vgl. Böhm/Schwarz, Möglichkeiten und Grenzen bei 
der Begründung von energetischen Sanierungspflich-
ten für bestehende Gebäude, NVwZ 2012, 129 (131); Pa-
lacios et al., Photovoltaik-Pflicht mit Verpachtungska-
taster: Optionen zur Gestaltung einer bundesweiten 
Pflicht zur Installation und zum Betrieb neuer Photo-
voltaikanlagen, S. 49. 
85 Longo, Neue örtliche Energieversorgung als kommu-
nale Aufgabe, S. 229 mit Verweis auf die 

Prozentwerte auf Heizungsanlagen in Neu-
bauten annimmt, bergen starre Prozent-
werte das Risiko der Fehleranfälligkeit und 
der Schwierigkeit der Abgrenzung von Kos-
ten88.  

Da aber auch bei Überschreiten solcher et-
waiger Orientierungswerte die Grenze der 
Zumutbarkeit durch die Härtefallregelung 
in § 102 GEG gewahrt werden kann, dürften 
die eigentumsrechtlichen Regelungen in §§ 
71 ff. GEG auch im Hinblick auf Neubauten 
materiell verhältnismäßig und mit der Ei-
gentumsgarantie nach Art. 14 Abs. 1 GG ver-
einbar sein. 

III. Ergebnis 

Die neuen Regelungen zum Heizungs-
tausch nach §§ 71 ff. GEG sind mit der Ei-
gentumsgarantie vereinbar. Es handelt sich 
um Inhalts- und Schrankenbestimmungen, 
die einen legitimen Zweck verfolgen und 
zur Erreichung dieses Zwecks geeignet, er-
forderlich und zumutbar sind.  

Legitimer Zweck ist insbesondere der Kli-
maschutz, der im europäischen Recht in 
verschiedenen Verordnungen sowie im 
deutschen Recht in Art. 20a GG verfas-
sungsrechtlichen Rang genießt. Die Rege-
lungen sind zur Erreichung der legitimen 
Zwecke geeignet und erforderlich, da der 
Gesetzgeber durch die Regelungen mittel-
fristig die Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen erreichen kann und gleich 
geeignete, gleich wirksame mildere Mittel – 
vor dem Hintergrund der Einschätzungs-
prärogative des Gesetzgebers – wohl nicht 
in Betracht kommen. Die Regelungen dürf-
ten zudem zumutbar sein, weil der 

Rechtsprechung zum Planungsschadensrecht nach 
§ 42 BauGB. 
86 So zu § 42 BauGB, Battis in: Battis/Krautzberger/Löhr 
(Hrsg.), BauGB Kommentar, 14. Aufl., § 42, Rn 6; 
a.A. wohl Longo, Neue örtliche Energieversorgung als 
kommunale Aufgabe, S. 246. 
87 So zumindest in Anlehnung an § 42 BauGB, vgl. dazu 
Jäde in: Jäde/Dirnberger/Weiss (Hrsg.), 
Kommentar BauGB BauNVO, 7. Aufl., § 42, Rn 10; Spieß 
in: Rixner/Biedermann/Steger (Hrsg.), 
Systematischer Praxiskommentar BauGB/BauNVO, 2. 
Aufl., § 42, Rn 15. 
88 Vgl. Palacios et al., Photovoltaik-Pflicht mit Verpach-
tungskataster: Optionen zur Gestaltung einer bundes-
weiten Pflicht zur Installation und zum Betrieb neuer 
Photovoltaikanlagen, S. 50. 
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Gesetzgeber die Regelungsintensität durch 
einen Zielwert, Übergangsregelungen und 
eine Härtefallregelung abgemildert hat. 
Der Gesetzgeber sorgt auf diese Weise da-
für, dass die verfassungsrechtlichen Gren-
zen der Eigentumsgarantie nicht über-
schritten werden, die das BVerfG – als einen 
Anhaltspunkt – in dem Verhältnis der Mo-
dernisierungskosten zum Verkehrswert des 
Gebäudes sowie in dem Verhältnis der Mo-
dernisierungskosten zur individuellen wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit bestimmt 
hat. 
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Die konkrete Ausgestaltung und Wirkung 
von Regelungen basierend auf der Gebäu-
deeffizienzrichtlinie ist für Gebäudeeigen-
tümer in Deutschland zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht direkt absehbar, da erst 
die gesetzliche Umsetzung in das deutsche 
Recht (siehe hierzu Abschnitt A. I. ) direkte 
Rechte und Pflichten begründen wird. 

Für die rechtliche Prüfung anhand der Ei-
gentumsgarantie des Art. 14 GG bedeutet 
dies zweierlei: 

Erstens ist vorab zu klären, welcher Prü-
fungsmaßstab anzulegen ist. Da es sich bei 
einem potenziellen zukünftigen deutschen 
Umsetzungsakt zwar um deutsches Recht 
handelt, dieses Recht aber der Umsetzung 
und Durchsetzung europäischen Rechts 
dient, kommen zum einen das Grundge-
setz, zum anderen die EU-Grundrechte als 
Prüfungsmaßstab in Betracht (hierzu un-
ter C. I. ). 

Zweitens kann zum jetzigen Zeitpunkt 
noch keine finale Antwort auf die Frage der 
rechtlichen Zulässigkeit oder Unzulässig-
keit gegeben werden, der Umsetzungsakt 
Deutschlands noch nicht bekannt ist. Es 
geht daher nachfolgend darum, wesentli-
che verfassungsrechtliche Vorgaben und 
Weichenstellungen für einen potenziellen 
deutschen Umsetzungsrechtsakt aufzuzei-
gen (hierzu unter II. ) 

I. Prüfungsmaßstab: Grundgesetz 
oder EU-Grundrechte? 

Im Falle einer künftigen Einführung von 
Verpflichtungen zur Verbesserung der Ge-
bäudeeffizienz in Deutschland, die auf den 
Regelungen der Gebäudeeffizienzrichtlinie 
basieren, würde es sich um die Umsetzung 

 
89 Bundesverfassungsgerichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl. I S. 
1473), 

das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2019 (BGBl. I S. 1724) geändert worden ist. 
90 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
Abl. EU Nr. C 202 v. 07.06.2016, S. 389. 

von EU-Recht handeln. Daher stellt sich die 
Frage, ob ein derartiger Umsetzungsakt am 
Grundgesetz oder aber an den EU-Grund-
rechten zu messen wäre. 

1. Prüfungsmaßstab des 
Bundesverfassungsgerichts 

Grundsätzlich prüft das BVerfG im Rahmen 
einer Verfassungsbeschwerde bei Sachver-
halten ohne unionsrechtlichen Bezug die 
Vereinbarkeit von Akten der öffentlichen 
Gewalt mit den Grundrechten und grund-
rechtsähnlichen Rechten des Grundgeset-
zes, Art. 93 I Nr. 4a GG i.V.m. §§ 13 Nr. 8a, 
90 Bundesverfassungsgerichtsgesetz 
(BVerfGG)89. 

Bei Sachverhalten mit unionsrechtlichem 
Bezug ist Art. 51. Abs. 1 Grundrechtecharta 
(GRCh)90 die Ausgangsnorm. Dort ist be-
stimmt, dass die Grundrechtecharta für die 
Mitgliedstaaten ausschließlich bei der 
Durchführung von Unionsrecht gilt. Wann 
die Mitgliedsstaaten die Grundrechtecharta 
„durchführen“, wann also ein Sachverhalt 
mit unionsrechtlichem Bezug vorliegt, 
hängt im Ergebnis vom Umsetzungsspiel-
raum des in Frage stehenden Unions-
rechtsakts ab91. 

In den Fällen, in denen der umzusetzende 
Unionsrechtsakt keinen Umsetzungsspiel-
raum belässt, sondern zwingende Vorga-
ben macht, misst das BVerfG einen deut-
schen Akt ausschließlich am Maßstab der 
Unionsgrundrechte. Die Unionsgrund-
rechte werden dann vom BVerfG nach der 
einschlägigen Rechtsprechung des EuGH 
und nicht nach den deutschen Grundrech-
ten und der entsprechenden Rechtspre-
chung des BVerfG ausgelegt (In diesen Fäl-
len ist dann auch eine Vorlagefrage nach 

91 Zu möglichen Anknüpfungspunkten der Grund-
rechtecharta in der Gebäudeeffizienzrichtlinie siehe 
auch Frenz EU-„Heizungsgesetz“: eigentumsrechtliche 
und soziale Grenzen des Klimaschutzes, EuR 2023, 
S. 417. 

C. Eigentumsgarantie und Effizienzvorgaben 
nach der neuen EU-Gebäudeeffizienzrichtlinie 
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Art. 267 Abs. 1 lit. a) des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV)92 denkbar)93. Dahinter steht die Er-
wägung, dass sich die auf zwingenden Vor-
gaben beruhenden nationalen Regelungen 
bei materieller Betrachtung als EU-Recht 
„im nur formalen Gewande“ des nationalen 
Rechts darstellen94. 

Für die Fälle, in denen der umzusetzende 
Unionsrechtsakt Umsetzungsspielräume 
vorsieht, bzw. nicht vollständig unions-
rechtlich determiniert ist, wird dieser Akt 
vom BVerfG im Rahmen der Begründetheit 
sowohl an den deutschen Grundrechten als 
auch an die Unionsgrundrechten gemes-
sen. Das BVerfG nimmt seine Prüfung dann 
aber primär am Maßstab des Grundgeset-
zes vor. Es geht dabei von der Vermutung 
aus, dass diese Prüfung anhand des Grund-
gesetzes das Schutzniveau der Grund-
rechtecharta in der Regel gewährleistet95. 

Um differenzieren zu können, ist also zu 
klären, wann eine vollständige unionsrecht-
liche Determinierung vorliegt. Dies richtet 
sich laut BVerfG regelmäßig  

„nach den Normen, aus denen die Rechts-
folgen für den streitgegenständlichen Fall 
abzuleiten sind, also danach, ob das streit-
gegenständliche Rechtsverhältnis und die 
sich aus ihm konkret ergebenden Rechtsfol-
gen durch das Unionsrecht oder das natio-
nale Recht festgelegt werden“.  

 
92 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in Kraft ge-
tretenen Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fas-
sung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 
9.5.2008, S. 47), zuletzt geändert durch die Akte über 
die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien 
und die Anpassungen des Vertrags über die Europäi-
sche Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union und des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft (ABl. EU L 112/21 vom 
24.4.2012) m.W.v. 1.7.2013. 
93 BVerfGE 152, (216, 243 ff., 252 ff.); hierzu ausführlich 
und kritisch Kämmerer/Kotzur, Vollendung des Grund-
rechtsverbunds oder Heimholung des Grundrechts-
schutzes?, NVwZ 2020, S. 177, (179 ff.); siehe ferner BVer-
fGE 156, (182, 200 ff.); BVerfGE 155, (238, 269 f.); 
Neumann/Eichberger, Die Unionsgrundrechte vor 
dem Bundesverfassungsgericht, JuS 2020, 502 (504); 
zum Anwendungsvorrang des Unionsrechts vor natio-
nalen Recht siehe Classen in: v. Mangoldt/Klein/Starck, 
Grundgesetz, Band 2, 7. Aufl. 2018, Art. 23 GG Rn. 47 f. 

Das BVerfG will die Klärung dieser Frage im 
Ergebnis daran orientieren,  

„ob die in Rede stehenden Normen des Uni-
onsrechts auf die Ermöglichung von Vielfalt 
und die Geltendmachung unterschiedlicher 
Wertungen angelegt sind oder ob einge-
räumte Spielräume nur dazu dienen sollen, 
besonderen Sachgegebenheiten hinrei-
chend flexibel Rechnung zu tragen, und das 
unionale Fachrecht vom Ziel einer gleichför-
migen Rechtsanwendung getragen ist“.  

Der alleinige Blick auf die gewählte Hand-
lungsform (Richtline, Verordnung usw.) ge-
nügt hier nicht96. Im Ergebnis nimmt das 
BVerfG also bei der Überprüfung eines 
Rechtsakts, der der Umsetzung einer euro-
päischen Richtlinie dient, die parallele An-
wendung nationaler und unionaler Grund-
rechte dann an, wenn der zu prüfende Akt 
nicht vollständig unionsrechtlich determi-
niert ist. Die materielle Prüfung nimmt das 
BVerfG dann aber primär am Maßstab des 
Grundgesetzes vor97. Wann eine vollstän-
dige unionsrechtliche Determinierung ge-
geben ist, muss im Einzelfall anhand der 
Betrachtung der Normen des Unionsrechts 
geklärt werden. 

2. Anwendung auf die Regelung der 
Gebäudeeffizienzrichtlinie 

Die Einigung zur Gebäudeeffizienzrichtlinie 
zeigt, dass den Mitgliedstaaten ein großer 
Spielraum bei der Umsetzung der 

94 Ludwigs/Sikora, Grundrechtsschutz im Spannungs-
feld von Grundgesetz, EMRK und Grundrechtecharta, 
JuS 2017, S. 385 (390). 
95 BVerfGE 152, (152, 170, 179 ff.); Wendel, Europäischer 
Grundrechtsschutz und nationale Spielräume, EuR 
2022, 327, (330 ff.); Wendel, JZ 2020, 157 (158 ff.). 
96 BVerfGE 158, 1 (26 ff.); Wendel, Europäischer Grund-
rechtsschutz und nationale Spielräume, EuR 2022, 
S. 327; Wendel, Das Bundesverfassungsgericht als Ga-
rant der Unionsgrundrechte, JZ 2020, S. 157 (164). 
97 Es ist denkbar, dass im Rahmen der materiellen Prü-
fung dann zusätzlich auch die Prüfung der Unions-
grundrechte erforderlich ist, weil der Beschwerdefüh-
rer letztlich auch einen Anspruch darauf hat, dass eine 
Verletzung der Unionsgrundrechte nach § 95 Abs. 1 
Satz 1 BVerfGG festgestellt wird, wenn diese grundsätz-
lich mit der Verfassungsbeschwerde durchsetzbar sein 
sollen, vgl. Scheffczyk, Verfassungsprozessuale Folge-
fragen von „Recht auf Vergessen I+II“, NVwZ 2020, 977 
(981). 
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Erreichung der vorgegebenen Verbesse-
rung der Gebäudeeffizienz verbleibt (Ab-
schnitt A. I. 2. ). 

Mit Blick auf das zu erreichende Ziel ist 
aber sowohl für den Wohngebäude- als 
auch für den Nichtwohngebäudebestand 
festgelegt, dass eine Verbesserung der Ge-
bäudeeffizienz bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt erreicht werden muss. Insofern 
ist der Spielraum der Mitgliedstaaten in ge-
wissem Maße eingeschränkt98.  

Gegen eine vollständige unionsrechtliche 
Determinierung spricht jedoch, dass der 
Weg, auf dem die Mitgliedsaaten das gefor-
derte Ziel der Verbesserung der Gebäu-
deeffizienz erreichen, komplett in den Hän-
den der Mitgliedsaaten liegt. Es ist letztlich 
den Mitgliedstaaten überlassen, zu ent-
scheiden, wer eine erforderliche Sanierung 
vornimmt, ob Gebäudeeigentümer recht-
lich zur Sanierung verpflichtet werden, ob 
und in welcher Höhe eine Sanierung staat-
lich gefördert, oder – rein hypothetisch – 
komplett staatlich finanziert wird.  

Aufgrund dieses großen Umsetzungsspiel-
raums für den deutschen Gesetzgeber 
ergibt sich somit nach der Rechtsprechung 
des BVerfG, dass die die genannten Vorga-
ben Gebäudeeffizienzrichtlinie als vollstän-
dig unionsrechtlich determiniert anzuse-
hen sind. Kommende Verpflichtungen der 
Gebäudeeigentümer durch einen deut-
schen Umsetzungsakt sind daher primär 
anhand der Grundrechte des Grundgeset-
zes zu messen.  

II. Verfassungsrechtliche Maßstäbe 
für eine potenzielle Umsetzung im 
deutschen Recht 

Grundrechtlich relevant würde die Umset-
zung der genannten Vorgaben der Gebäu-
deeffizienzrichtlinie im deutschen Recht, 

 
98 Eine Übererfüllung, oder frühere Erreichung der ge-
forderten Verbesserungen der Gebäudeeffizienz sei-
tens Deutschlands ist aber möglich. Es handelt sich 
nicht um eine vollharmonisierende Norm. In einem sol-
chen Fall wären die deutschen Grundrechte Prüfungs-
maßstab. 
99 Prinzipiell denkbar, wenn auch vielleicht mit Blick 
auf die Haushaltslage nicht sonderlich realistisch, wäre 
es auch, dass die Umsetzung der Gebäudeenergieeffi-
zienz-Richtlinie ohne jegliche Verpflichtung der Eigen-
tümer allein durch Anreize und ein entsprechendes 

wenn die Eigentümer der betroffenen 
Grundstücke zu bestimmten Handlungen 
bis zu einem gewissen Datum verpflichtet 
werden und ggf. im Falle der Zuwiderhand-
lung sanktioniert würden99.  

So ist es beispielsweise, trotz der Aufwei-
chung des Systems der Mindestenergieeffi-
zienzstandards im Trilog, weiterhin zur Er-
füllung der europarechtlichen Anforderun-
gen im nationalen Recht möglich, Eigentü-
mer von Wohngebäuden „anlasslos“ (also 
nicht aus Anlass einer ohnehin geplanten 
[Teil-]Sanierung) zu verpflichten, ihre 
Wohngebäude bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt so umzugestalten, dass diese 
Verbesserungen der Gebäudeeffizienz auf-
weisen. Die Art und Weise auf dem diese 
bessere Verbesserungen erreicht werden, 
könnte den Eigentümern im Rahmen einer 
Wahlfreiheit freigestellt sein. 

Die Konsequenz bei Nichterreichen der gefor-
derten Verbesserungen der Gebäudeeffizienz 
könnte dann etwa die Auferlegung eines 
Bußgeldes sein. Flankiert könnte diese Pflicht 
sein von einem Förderprogramm und ent-
sprechenden Übergangs- und Ausnahmevor-
schriften.  

1. Schutzbereich 

Der deutsche Umsetzungsakt würde in den 
Schutzbereich der Eigentumsgarantie nach 
Art. 14 Abs. 1 GG fallen, weil der Eigentümer 
eines Wohngebäudes zur Verbesserung der 
Gebäudeeffizienz das Gebäude entspre-
chend umbauen und nutzen müsste. 

2. Inhalts- und Schrankenbestimmung 

Der deutsche Umsetzungsakt wäre eben-
falls – wie oben unter Abschnitt B. II. darge-
stellt – eine Inhalts- und Schrankenbestim-
mung des Eigentums, da die Vorgaben des 
deutschen Umsetzungsakts nicht darauf 

Fördersystem erfolgt. In einem solchen Fall der reinen 
Leistungsverwaltung Fall wäre der Schutzbereich der 
Eigentumsgarantie mangels hoheitlichen Eingriffs 
nicht eröffnet und bleibt daher hier außer Betracht. 
Denkbar ist in den Fällen der Leistungsverwaltung 
zwar ein Eingriff in die Rechte eines benachteiligten 
Dritten. Dies ist hier aber nach aktuellem Stand nicht 
ersichtlich. 
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abzielen würden, dem Eigentümer eines 
Wohngebäudes durch Hoheitsakt konkrete 
Rechtspositionen zu entziehen, sondern 
bloß abstrakt-generell Pflichten zur Verbes-
serung der Gebäudeeffizienz festlegen wür-
den. 

3. Verhältnismäßigkeit 

Die grundlegenden verfassungsrechtlichen 
Maßstäbe zur Wahrung der Verhältnismä-
ßigkeit von Inhalts- und Schrankenbestim-
mungen der Eigentumsgarantie wurden 
bereits im Rahmen der Prüfung der neuen 
Vorgaben zum Heizungstausch im Gebäu-
deenergiegesetz dargestellt (Abschnitt B. II. 
3. ). Dementsprechend müsste auch die 
Pflicht zur Verbesserung der Gebäudeeffizi-
enz nicht nur einen legitimen Zweck verfol-
gen und zu dessen Erreichung geeignet 
und erforderlich sein, sondern dürfte den 
Eigentümer des Wohngebäudes auch nicht 
unzumutbar belasten.  

Da mit einer Verbesserung der Gebäudeef-
fizienz im Grunde ähnliche legitime Zielset-
zungen verfolgt werden, wie mit den neuen 
Heizungsvorgaben des Gebäudeenergiege-
setzes (Treibhausgasreduzierung im Ge-
bäudesektor), kann für die Prüfungsschritte 
des Zwecks, sowie dessen Geeignetheit 
und Erforderlichkeit auf die dortigen Aus-
führungen verwiesen werden (Abschnitte 
B. I. und B. II. 2. ). 

Ob der Eigentümer eines Wohngebäudes 
durch die Verbesserung der Gebäudeeffizi-
enz unzumutbar belastet werden würde, 
müsste anhand einer Interessenabwägung 
festgestellt werden, die sowohl der Pri-
vatnützigkeit als auch der Sozialpflichtig-
keit des Eigentums Rechnung trägt (hierzu 
bereits näher unter B. II. 3. Die Interessen-
abwägung müsste insbesondere berück-
sichtigen, dass Grundstücke ein besonde-
res Spannungsfeld zwischen Privatnützig-
keit und Sozialpflichtigkeit aufwerfen, weil 
sie einerseits in einem sozialen Bezug und 
in einer sozialen Funktion stehen und weil 
sie andererseits besondere Bedeutung für 
die Entfaltung der Persönlichkeit haben 
und zudem einen Freiraum im vermögens-
rechtlichen Bereich schaffen. Zu klären 
wäre, inwieweit die letztgenannten 

 
100 Vgl. hierzu Palacios et al., Photovoltaik-Pflicht mit 
Verpachtungskataster: Optionen zur Gestaltung einer 

Belange hinter dem Belang des Klima-
schutzes (Art. 20a GG) zurückstehen müs-
sen. Das BVerfG hatte bei einer strukturell 
ähnlich gelagerten Frage als einen ersten 
Anhaltspunkt auf das Verhältnis des finan-
ziellen Aufwands einer Grundstückssanie-
rung zum Verkehrswert des Grundstücks 
nach der Sanierung verwiesen. Die Grenze 
der Zumutbarkeit sei in der Regel über-
schritten, wenn der finanzielle Aufwand 
den Verkehrswert überschreite oder wenn 
der Eigentümer das Grundstück nicht mehr 
halten könne. Bei der letztgenannten Vari-
ante müssen vor allem die wirtschaftliche 
Lage des Eigentümers betrachtet werden. 

Vor dem Hintergrund dieser verfassungs-
rechtlichen Maßstäbe wäre die Frage der 
Verhältnismäßigkeit von verschiedenen 
Faktoren abhängig. Zu klären wäre auf der 
einen Seite, wie hoch die Intensität der ei-
gentumsrechtlichen Regelungen im deut-
schen Umsetzungsakt wäre, und auf der 
anderen Seite, welche Maßnahmen zur Re-
duzierung dieser Intensität durch den 
deutschen Gesetzgeber vorgelegt würden. 

Die Intensität der eigentumsrechtlichen 
Regelungen würde – wie bei §§ 71 ff. GEG. – 
maßgeblich von der wirtschaftlichen Belas-
tung des Eigentümers abhängen. Dessen 
wirtschaftliche Belastung dürfte stark vari-
ieren und dürfte durch eine Vielzahl an 
Faktoren bestimmt werden. Zu nennen 
sind insbesondere folgende Faktoren:  

Zunächst käme es darauf an, ob eine an-
lasslose Maßnahme oder eine anlassbezo-
gene Maßnahme festgelegt werden würde. 
Je stärker auf eine anlasslose Maßnahme 
abgestellt werden würde, desto intensiver 
wäre die Modernisierungsmaßnahme für 
den Eigentümer, weil er seine ökonomisch 
begrenzten Mittel nicht für eine solche 
Maßnahme eingeplant hat100.  

Zudem käme es darauf an, wie weit der tat-
sächliche Zustand des Gebäudes bezogen 
auf dessen Energieeffizienz und der recht-
lich geforderte Zustand auseinanderliegen. 
Je mehr und kostspieligere Effizienzmaß-
nahmen am Wohngebäude zur Erfüllung 
der Vorgaben durchgeführt werden müss-
ten, desto intensiver dürfte in der Regel die 
Modernisierungsmaßnahme für den Eigen-
tümer mit Blick auf seine individuelle 

bundesweiten Pflicht zur Installation und zum Betrieb 
neuer Photovoltaikanlagen, S. 47. 



 

 

 25 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sein (vgl. 
hierzu bereits unter Abschnitt B. II. 3. Hier-
bei sollten auch mögliche Wechselwirkun-
gen mit den neuen Vorgaben des Gebäu-
deenergiegesetzes bei der Konzipierung 
der Umsetzung der dort enthaltenen Rege-
lungen beachtet werden.  

Die Intensität der eigentumsrechtlichen 
Regelungen könnte auf verschiedene 
Weise reduziert werden. Abgesehen davon, 
dass auch hier die wirtschaftliche Belas-
tung durch finanzielle Förderung auf ein 
gewisses Maß reduziert werden könnte, be-
stünde zur Reduzierung der Regelungsin-
tensität die Möglichkeit in sachlicher Hin-
sicht möglichst große Spielräume bei der 
Wahl der Maßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffizienz zuzulassen, in zeitli-
cher Hinsicht möglichst großzügige Über-
gangsregelungen zu schaffen (die in der 
Gebäuderichtlinie angesetzten Fristen las-
sen hierfür jedenfalls ausreichend Spiel-
raum) sowie in personeller Hinsicht die För-
dermaßnahmen möglichst präzise an die 
Bedürftigkeit der Eigentümer anzupassen. 
Je stärker die Förderung die wirtschaftliche 
Belastung des Eigentümers reduzieren 
kann, desto geringer dürfte die Regelungs-
intensität sein. Je größer die Spielräume 
des Eigentümers bei der Wahl der neuen 
Heizungstechnologie sind, desto geringer 
dürfte insoweit die Regelungsintensität 
ausfallen. Je länger die Übergangsregelung 
für den Eigentümer ist, sich an die neue 
Rechtslage anpassen zu können, desto eher 
dürfte insoweit die Regelungsintensität re-
duziert werden. 

Für Fälle, in denen die wirtschaftliche Be-
lastung trotz möglichst weiter Spielräume, 
möglichst langer Übergangsregelungen 
und möglichst umfangreicher Förderung 
immer noch die individuelle Leistungsfä-
higkeit des Eigentümers im Einzelfall über-
steigen würde, bedürfte es einer entspre-
chenden Härtefallregelung. Die Härtefallre-
gelung wäre – auch hier – von zentraler Be-
deutung, weil sie ein flexibles Instrument 
für die Behörden böte, Eigentümer mit feh-
lender wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
im Einzelfall von den Anforderungen des 
Umsetzungsakts auszunehmen. Verfas-
sungsgemäß wären die Vorgaben des deut-
schen Umsetzungsakts also nur dann, 
wenn – vereinfacht gesprochen – die Eigen-
tümer nur so weit belastet werden, wie sie 
tatsächlich belastet werden können. 

III. Ergebnis 

Die Vorgaben der künftigen Gebäudeeffi-
zienzrichtlinie zur Verbesserung der Gebäu-
deeffizienz überlassen den Mitgliedsaaten 
einen großen Umsetzungsspielraum. Die 
Frage eines unzulässigen oder zu rechtfer-
tigenden Eingriffs in Grundrechte der Ge-
bäudeeigentümer hängt daher von der 
Umsetzung in Deutschland ab und ist dann 
primär anhand der deutschen Grundrechte 
zu prüfen. Eine endgültige Prüfung ist da-
mit zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
möglich. Die Umsetzung der Vorgaben der 
Gebäudeeffizienzrichtlinie zur Verbesse-
rung der Gebäudeeffizienz erscheint aber 
im Lichte der Eigentumsgarantie auch als 
Verpflichtung zur Ergreifung von Energie-
effizienzmaßnahmen verfassungsrechtlich 
möglich, wenn bestimmte grundlegende 
Weichenstellungen eingehalten werden. 
Die konkrete Ausgestaltung müsste einen 
gerechten Ausgleich zwischen der Pri-
vatnützigkeit und der Sozialbindung des Ei-
gentums finden, wobei die Verhältnismä-
ßigkeit durch die wirtschaftliche Belastung 
des Eigentümers sowie die Abmilderung 
dieser Belastung durch finanzielle Förde-
rung, durch Spielräume bei der Wahl der 
Effizienzmaßnahmen, durch Übergangsre-
gelungen und durch eine entsprechende 
Härtefallregelung bestimmt wird. 
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